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Wohnen ist ein menschenrecht – 
und alternati vlos!

E
in deutsches Alphabet, 26 Grundbuchstaben. 
26 Täti gkeiten, denen jeder Mensch – fast täglich – 
zu Hause nachgeht. Okay. Querfl öte beziehungsweise 
Xylofon spielen betrifft   jetzt nicht unbedingt jeden 
Menschen und Grillen im Wohnzimmer sollte vielleicht 

auch mehr oder weniger überdacht werden, aber: 
Die durchschnitt liche lebenserwartung für Neugeborene 
beträgt in Deutschland 83 Jahre und zwei Monate bei den 
Mädchen und 78 Jahre und vier Monate bei den Jungen. Davon 
verbringen sie mindestens 2/3 ihres lebens in den eigenen vier 
Wänden. Diese sind der lebensmitt elpunkt, der Zufl uchtsort in 
schlechten lebensphasen, die Wohlfühloase, die dafür sorgt, 
dass die Batt erien aufgeladen werden können, um sich den 
immensen Herausforderungen des Alltags zu stellen. eine 
Wohnung. ein Recht. ein Grundrecht. ein Menschenrecht. 
Für alle Menschen … für alle Menschen?

Deutschland im viel zu heißen Sommer 2018:
Allgemeiner Wohnungsmangel, zu wenig „angemessene“ und 

bezahlbare Unterkünft e, fehlende Wohnungen für Studierende, 
steti ge Mieterhöhungen, gescheiterte Mietpreisbremse, 
Verdrängung der nicht wohlhabenden Menschen aus den 
innenstädten in die Außenbezirke und so weiter und sofort.

Braucht jeder Mensch irgendeinen roten Ferrari? Nö. Braucht 
jeder Mensch irgendeine teure Yacht? Nö. Braucht jeder Mensch 
irgendwelche hippen Designerklamott en? Nö. Braucht jeder 
Mensch eine bezahlbare Wohnung? Ja, die braucht er, unbedingt … 
Wohnen ist nicht nur ein Menschenrecht, sondern alternati vlos!

Auf den nun folgenden 37 Seiten fi ndet sich ein buntes, aber 
auch in vielen Teilen dunkles Potpourri aus allem, was mit dem 
Thema Wohnen in Verbindung steht. einfach nur den Schlüssel 
umdrehen … ähhh … die Seite umblätt ern und los geht‘s! 

daniel Krull

e D i T O R i A l  _ 

a  wie  ausspannen 
b  wie  backen
c  wie computer spielen
d  wie  duschen
e  wie  essen
f  wie  fernsehen
G  wie  Grillen
h  wie  heizen
i  wie  innehalten
J  wie  Jammern
K  wie  Kochen
l  wie lernen
m  wie  malen
n  wie  nähen
o  wie  organisieren
P  wie  Puzzeln
Q  wie Querfl öte spielen
r  wie  ruhen
S  wie  Schlafen
t  wie trinken
u  wie  unterhalten
v  wie verschnaufen
W  wie  Waschen
X  wie  SeX
y  wie  Xylofon spielen
Z  wie  Zähne putzen

Daniel Krull

      „Dein Heim kann dir die Welt 
ersetzen, doch nie die Welt dein Heim.“

– aus italien – verfasser unbekannt
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Wohnen ist das Schwerpunktt hema der Ihnen 
vorliegenden neuen Ausgabe der SPERRE, liebe Leserinnen 
und Leser. Passend dazu haben wir unter der Überschrift  
„Draußen vor der Tür“ großformatige Bilder mit 
verschiedenen Motiven von Hauseingängen und 
Vorgärten platziert. Sie sollen eine Ahnung von den 
Wohnverhältnissen der Bewohner*innen drinnen hinter der 
Tür vermitt eln. Die Bilderreihe beginnt auf dieser Seite.

Die Redakti on
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hat tradition
„Mit Haft  wird bestraft , wer als landstreicher umherzieht.“ es ist 
kaum zu glauben, dass diese Besti mmung im Strafgesetzbuch für das 
Deutsche Reich unverändert über hundert Jahre lang bis weit in die 
Zeit der alten Bundesrepublik hinein rechtlich fortbestanden hat. 
erst 1974 wurde der Straft atbestand der landstreicherei abgeschafft  . 
Doch die gewachsene Traditi on, „Fahrendes Volk“, „Tippelbrüder“ und 
„Nicht-Sesshaft e“ auszugrenzen und zu ächten, lebt bis heute fort. 
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mieter*innen 
es könnte so schön sein: Wohngebäude werden 
energeti sch gedämmt, die Umwelt wird 
geschützt, energie gespart und für alle wird es 
auch noch günsti ger. Die Realität ist eine 
andere: Die Mieten steigen mit einem Schlag 
gewalti g an, die einsparung an energie gleicht 
diese Mehrkosten aber nicht einmal ansatz-
weise aus. Viele Bewohner*innen können 
sich die neue Miete nicht mehr leisten und 
müssen über kurz oder lang ausziehen. 

22 Hass und Angst
Über hundert Jahre stand „landstreicherei“ 
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und Wohnungslosigkeit

Kultur

30 Kulturtermine in münster
Kostenlose Möglichkeiten bis Oktober 2018 
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titelthema: 
Jeder Mensch braucht ein 
Zuhause

10  Auf der Suche nach dem(r) 
passenden mieter*in
Bezahlbarer Wohnraum ist knapp in Deutschland, 
das dürft e sich langsam herumgesprochen haben. 

entsprechend groß ist die Woh-
nungsnot und hoch die Zahl der 
Bewerber*innen, die sich um 
eine Wohnung mit erträglicher 
Miete reißen.  Für einige 
Vermieter*innen eine gute 
Gelegenheit, im Rahmen der 
„Mieterselbstauskunft “ von den 
Kandidat*innen Auskünft e über 
Dinge  zu fordern, die sie schlicht 
nichts angehen. F
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F
ast 14 Millionen Umzüge fi nden jährlich in Deutsch-
land statt . Dabei hat das westf älische Münster  – im 
Vergleich der 20 größten deutschen Städte – mit 11,1 
Prozent im Jahr 2016 sogar die höchste Umzugsquote. 

Wie reibungslos funkti oniert aber die Wohnungssuche für die 
Menschen, die Arbeitslosengeld-ii-empfänger*innen sind? 
Alles Friede, Freude, eierkuchen bei der Suche?

SoZialbÜro Sic SPielt rtl

Was der enthüllungsjournalist Günter Wallraff für den 
Schmuddelsender RTl kann, schafft   das Sozialbüro sic an der 
Achtermannstraße 10–12 mit links. Darf ich mich vorstellen? 
Hallo allerseits, mein Name ist Thomas Müller. ich bin aber 
weder Fußballspieler beim Rekordmeister FC Bayern Mün-
chen noch besitze ich ein schönes freistehendes einfamilien-
haus im fl ächenmäßig größten Bundesland von Deutschland. 
Nein, davon kann ich aktuell nur träumen. Statt dessen wohne 
ich in Münster und bin ein normaler 08/15-Durchschnitt s-
deutscher. 38 Jahre habe ich auf diesem erdball überlebt, bin 
ledig, habe weder Kinder noch Hund, Katze, Maus und bin 
überzeugter Nichtraucher. Für meine Rolle als fi kti ver Arbeits-
losengeld-ii-empfänger habe ich mich sechs Wochen lang 
als gelernter Bürokaufmann ausgegeben, der sich nicht nur 
auf Arbeitsplatzsuche befi ndet, sondern auch eine neue und 
passende Unterkunft  sucht. Oder wie es das Sozialgesetzbuch 
(SGB) vorschreibt: eine „angemessene“ (§ 22 Absatz 1 SGB ii).

 HOCH MOTIVIERT, VOLLER TATENDRANG
 und mathematiK fÜr dummieS

Die Suche beginnt. Heute ist der Startpunkt, 
um eine neue Wohnung in der Stadt zu fi n-

den, die im Jahr 2004 zur lebenswertesten 
Stadt der Welt gekürt wurde. Um meine Chancen auf eine 
neue Wohnung zu erhöhen, suche ich mir in den unendlichen 
Weiten des internets nicht irgendeine Plattform, sondern 

wähle das Portal ImmobilienScout24, welches – laut eigener 
Aussage – „das führende immobilienportal im deutschspra-
chigen internet und die Nr. 1 rund um immobilien“ ist. Was 
soll da noch schiefgehen? Die Umzugshelfer*innen können 
schon organisiert werden, oder?

Schnell noch eben alle wichti gen eckpunkte in die Such-
maske eingeben: „Mieten“, „Münster (Nordrhein-Westf a-
len)“, „Wohnung“ und „ab 1 Zimmer“. ergebnis: 181 Treff er. 
Fantasti sch, das sieht doch gut aus! Oh, Moment mal. Ups, 
fast vergessen: Die neue Unterkunft  soll ja, nein, sie muss 
sogar „angemessen“ sein. Seit dem 1. September 2017 gilt 
für das Stadtgebiet Münster eine Angemessenheitsgrenze 
von 465,50 euro (1 Person im Haushalt). Folge: Von den 
ehemals 181 Treff ern bleiben nur noch neun (!) winzige 
Treff er übrig! Somit weniger als 5 Prozent! Nach dem eitel 
Sonnenschein ist nun ein schweres Unwett er aufgezogen. 
ein reinigendes Gewitt er lässt die Welt aber auch nicht 

„Wohnst du noch oder lebst du schon?“ 
Werbespruch eines schwedischen Einrichtungshauses

Wenn arbeitslose Menschen ein neues Zuhause suchen, müssen sie leider was erleben

Als Endstand ein 0:0 ist nicht nur bei einem wichtigen Fußballspiel ein unbefriedi-
gendes Ergebnis. Auch bei der Wohnungssuche ist es mehr als frustrierend, wenn am 
Ende ‚die Null steht‘. Folgend ein wahrer Erlebnisbericht von einem fiktiven Arbeits-

losengeld-II-Empfänger oder anders ausgedrückt: Wie aus 181 – 172 = 0 wird. 
Von Daniel Krull

Wohnungssuche 
schwer gemacht

Woche 1, 
Tag 1:
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untergehen. Na gut. Besser neun Treff er als null. Oh, Mo-
ment mal. Ups, fast übersehen: Was steht da in den Woh-
nungsangeboten? „Nur männliche katholische Studenten als 
Mieter“. Aus neun Treff ern werden acht. „Diese Wohnung 
soll bevorzugt an Studenten vergeben werden, die bereit 
sind, in Haus und Garten mitzuhelfen (zum Beispiel Rasen 
mähen, kleine Hilfen im Haus und Garten)“. Aus acht Tref-
fern werden sieben. „Nur berufstäti ge einzelperson und nur 
Wochenendfahrer*in“. Aus sieben Treff ern werden sechs. 
„Wir weisen vorab darauf hin, dass vermieterseitig aus-
schließlich eine berufstäti ge einzelperson gesucht wird. Die 
Mietzahlung durch die Stadt Münster ist nicht möglich“. Aus 
sechs Treff ern werden fünf. 

Macht am ende fünf Wohnungen, auf die ich mich bewerben 
kann. Drei Anbieter*innen antworten gar nicht auf meine 
Kontaktanfrage, von den zwei anderen bekomme ich eine 
direkte Absage. „leider muss ich ihnen mitt eilen, dass das 
Objekt anderweiti g vergeben wird“, lautet die eine entt äu-
schende Rückmeldung. „Die Wohnung wird nur an berufs-
täti ge Personen vermietet und daher kann ich ihnen leider 
keinen Besichti gungstermin anbieten“, so die ernüchternde 
andere Antwort. 

Zusammenfassung: 181 theoreti sche Wohnungen in Münster, 
davon aber nicht mehr als neun „angemessene“, wovon aber 
nur fünf auch tatsächlich möglich gewesen wären. Auf die 
fünf Bewerbungen erhalte ich in drei Fällen keine Rückmel-
dung und zwei eindeuti ge Absagen. endergebnis: 181 – 172 = 0. 
ernüchterung Teil 1.

ERSTE FRAGEZEICHEN, LEISE ZWEIFEL 
und betrÜGer*innen am WerK

Die nächsten Tage und Wochen sollten kei-
ne wirkliche Verbesserung bringen, sondern 

noch zusätzliche Schwierigkeiten hinzukom-
men. Aber ein mögliches erfolgserlebnis ist in Sichtweite … 
oder etwa nicht ?

endlich wieder neue Nachrichten auf meine Wohnungs-
anfragen. Die Unterkünfte sind „angemessen“ und auch 
sonst wären diese Wohnungen passend … wenn sie denn 
überhaupt existi eren. Diesmal sind nämlich die Antworten 
seltsamerweise in englisch verfasst und die Anbieter*innen 
halten sich – laut eigener Aussage – zurzeit auch nicht in 
Deutschland auf. ich soll direkt 1000 euro Kauti on überwei-
sen und schon gehörte eine der Wohnungen mir. Wer hier 
nicht hellhörig wird, glaubt auch immer noch an den Weih-
nachtsmann. Wie erwartet meldet sich einen Tag später Im-

mobilienScout24 und warnt dringend davor: „Das Angebot 
wurde von einem potenti ellen Betrüger eingestellt und da-
her unverzüglich nach Bekanntwerden von uns deakti viert“. 

Diese Nachricht kommt in mehrfacher Ausführung, sodass 
sich alle – im ersten Moment – passenden Wohnungen als 
Niete herausstellen. Wieder nichts. ernüchterung Teil 2.

MEHR ALS DREI ???, UNÜBERSEHBARE 
ZWeifel und SchlafloSe nÄchte

in der letzten Hälfte meiner Recherche 
werden die Zweifel immer größer, ob es 

überhaupt möglich ist, als Arbeitslosengeld-
ii-empfänger*in eine „angemessene“ Unterkunft  in Münster 
zu fi nden. Aber ein paar tatsächliche erfolgserlebnisse treten 
ein … jedoch nur für ein paar Stunden. 

Abends um kurz vor 22:00 Uhr schreibt ein Anbieter auf 
meine Anfrage: „Können Sie mich bitt e unter 0251 XXXXXXX 
oder 0175 XXXXXXX zurückrufen“. Am nächsten Morgen um 
kurz vor 10:00 Uhr meldet sich der gleiche Anbieter mit der 
folgenden Nachricht: „leider muss ich ihnen mitt eilen, dass 
das Objekt anderweiti g vergeben wird“. Anscheinend darf 
man während der anstrengenden Wohnungssuche nicht 
die Dreisti gkeit besitzen, in der Nacht ein paar Stunden 
schlafen zu gehen. entschuldigung, mein Fehler. Kommt 
nicht wieder vor.

Aber jetzt. endlich. ich bekomme eine positi ve Nachricht 
und mir wird mitgeteilt, dass ich eine einladung zu einem Be-
sichti gungstermin erhalte. Yabba Dabba Doo! es geht doch. 
Weihnachten und Ostern an einem Tag. ich bin fast am Ziel. 
Oh, Moment mal. Ups, fast überlesen: Da steht ja noch ein 
Hinweis vom immobilienmakler, was alles zu der Besichti -
gung mitzubringen ist. Folgendes wird verlangt: „die letzten 
drei Gehaltsabrechnungen“, „Schufa- beziehungsweise Sol-
venzauskunft “, „Nachweis Haft pfl ichtversicherung“, „Kopien 
der Personalausweise“ und die sogenannte „Mieterselbst-
auskunft “, die auch abzugeben ist. Okay. Das wird wohl doch 
nichts. ernüchterung Teil 3. 

FRUSTRATION, VERZWEIFLUNG 
und ernÜchterunG teil 048

Der Frust sitzt ti ef, die Verzweifl ung ist groß, 
weitere Betrüger*innen melden sich bei mir 

und ich sehe immer mehr Wohnungsangebote, 
die mit Bedingungen aufwarten, die für die Mehrheit der 
Arbeitslosengeld-ii-empfänger*innen so gut wie nicht zu er-
füllen sind: „in dieser schönen Wohnung befi nden sich einige 
maßangeferti gte Möbelstücke, die für 4000 euro abgekauft  

       Eine Einladung zu einem Besichti gungstermin: 

                      wie Ostern und Weihnachten an einem Tag!

Woche 1 
bis 3:

Woche 4 
bis 6:

Woche 6, 
letzter

Tag:
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werden müssen“. Kein Problem. Gerne … nach 
den nächsten sechs Richti gen plus Superzahl plus 
abgeschafft  er Zusatzzahl im lott o. ernüchterung 
Teil 048.

Fazit der sechswöchigen Recherche: Ja, es gibt 
genügend freie Wohnungen in Münster – doch 
nur auf den ersten Blick. Durch die niedrige 
Angemessenheitsgrenze fallen aber jedes Mal 
über 95 Prozent der Wohnungsangebote weg, 
da der Großteil dieser Unterkünft e zu teuer und 
somit nicht „angemessen“ ist. Wer langfristig 
oder auch nur vorübergehend Arbeitslosengeld 
ii empfängt, sieht sich mit zahlreichen Unwäg-
barkeiten konfronti ert und muss hohe Hürden 
überwinden, um am ende zu einer geeigneten 
Wohnung zu kommen. Auf den Punkt gebracht: 
es gibt deutlich zu wenige „angemessene“ Unterkünfte! 
Traurig, aber wahr.

AKTUELLE STUDIEN UND FORSCHUNGS-
erGebniSSe beStÄtiGen den trauriGen trend

Auch aktuelle Studien zu diesem Thema bestäti gen den off en-
sichtlichen Trend. eine Studie der Hans-Böckler-Sti ft ung aus 
dem April 2018 kommt zu ähnlichen ergebnissen und stellt 
fest, dass „es in gefragten Studentenstädten wie Freiburg, 
Regensburg, Münster oder Aachen am schwierigsten [ist], 
eine bezahlbare Wohnung zu fi nden“. ebenso weist die Studie 

ÜBERSICHTSTABELLE (STADTGEBIET MÜNSTER)

Anzahl der Personen  Gesamtbetrag aus angemessener Kaltmiete
im Haushalt                          plus angemessener Nebenkosten

  1  465,50  Euro

  2   570,70  euro
      3   683,20  Euro

  4  817,00  euro
  5  964,70  euro
  6 1132,50  Euro

  7 1286,60  euro
 ab 8  einzelfallentscheidung

Quelle: Stadt Münster (2018) (htt ps://www.stadt-muenster.de/jobcenter/leistungen_
lebensunterhalt/kosten-unterkunft .html)

darauf hin: „So haben maximal 40 Prozent unter den armuts-
gefährdeten Haushalten in sämtlichen Millionenstädten, aber 
auch in zahlreichen anderen Orten wie […] Münster […], eine 
für sie bezahlbare Wohnung“.

einer der bekanntesten Werbeslogans eines großen schwe-
dischen einrichtungshauses lautet: „Wohnst du noch oder lebst 
du schon?“. Würde ich tatsächlich Thomas Müller heißen und 
Arbeitslosengeld-ii-empfänger sein, müsste die Antwort lau-
ten: weder noch. ich suche schon und ich suche noch. Die Null 
steht noch immer. irgendwie traurig für die – ehemals – lebens-
werteste Stadt der Welt.
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D
er oder die möglichst „perfekte“ Mieter*in will 
schließlich ermittelt werden. Kandidat*innen im 
Kampf um erschwinglichen Wohnraum müssen darum 
„die Hosen runterlassen“ und umfänglich Auskunft  
über sich geben. Dies geschieht in der Regel mitt els 

eines ein- bis zweiseiti gen Fragebogens, der meist bei der Woh-
nungsbesichti gung von den Mietbewerber*innen auszufüllen 
ist. Diese „Mieterselbstauskunft “ dient ursprünglich der Fest-
stellung, ob der oder die Mieter*in in spe in der lage ist, die ver-
traglich vereinbarte Miete zu zahlen. Daher sind entsprechende 
Fragen im Rahmen der Auskunft  erlaubt, sie müssen von den 
Wohnungssuchenden wahrheitsgemäß beantwortet werden. 
Manchmal verlangen Vermieter*innen jedoch auch Auskunft  
über Dinge, die sie absolut nichts angehen. Denn: „laut Bun-
desdatenschutzgesetz (BDSG, § 4) dürfen nur Daten erhoben 
werden, die für den jeweiligen Geschäftszweck erforderlich 
sind“, wie man auf der Webseite ratgeber.immowelt.de erfährt.  

WaS vermieter*innen fraGen dÜrfen...

erlaubt und daher von den Bewerber*innen um ein Mietob-
jekt wahrheitsgetreu zu beantworten sind Fragen nach Beruf, 
Arbeitgeber und einkommen (lG München, Urteil vom 25. 
März 2009, Az.: 14 S 18532/08). Wer Arbeitslosengeld i bzw. 
ii oder Sozialhilfe bezieht, muss dies gegenüber dem oder der 
Vermieter*in angeben (lG Gießen, Beschluss vom 23. März 
2001, Az.: 1 S 590/00). Auskunftspflicht besteht außerdem 
bezüglich des vorherigen Vermieters, der Dauer des Mietver-
hältnisses sowie etwaiger bestehender Mietschulden (Urteil 
des Bundesgerichtshofs vom 9. April 2014, Az.: Viii ZR 107/13, 
NZM 2014, 430).

Weiterhin erlaubt sind Fragen betreff s eventueller zukünf-
ti ger Mitbewohner*innen, Hausti ere und Musikinstrumente. 
Wobei hier weitestgehend nach Herzenslaune gelogen wer-
den darf. Schließlich kann man nach Mietvertragsabschluss 
und Bezug der Wohnung jederzeit auf die idee verfallen, sich 

Hosen runter 
         bei der Wohnungssuche
                     Die „Mieterselbstauskunft “: Was Vermieter*innen wissen dürfen und was nicht

    Moderne Wohnung: Ort, wo man aufsteht, um das 
Radio abzustellen, und merkt, dass es das des Nachbarn ist.

Redewendung unbekannten Ursprungs

In einem der reichsten Länder der Welt herrscht Mangel an etwas elementar Lebensnotwendigem: 
an (bezahlbarem) Wohnraum für alle. Die Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. geht 

davon aus, dass allein die Anzahl der Obdachlosen in der Bundesrepublik in diesem Jahr auf 1,2 Milli-
onen anwachsen wird. Eine Bevölkerungsgruppe, die aus dieser strukturbedingten Mangelwirtschaft 
fetten Profit schlägt, sind Vermieter*innen. Diesen beschert die millionenfache Wohnungsnot poten-

zielle Kundinnen und Kunden im Überfluss. Doch wer die Wahl hat, hat bekanntlich auch die Qual.
Von Robert Martschinke
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Hund, Katze oder Frett chen anzuschaff en, das Blockfl öten-, 
Bongo- oder Blechtrommelspiel zu erlernen und ein halbes 
Dutzend „Gäste“ solange zu beherbergen, wie man lusti g ist.

... und WaS nicht

Fragen nach einer Mitgliedschaft  in einer politi schen Partei, 
einer Gewerkschaft  oder auch nur einem Fußball- oder Kegel-
club müssen genauso wenig wahrheitsgemäß beantwortet 
werden wie die nach eventuell gerade laufenden Rechts-
streiti gkeiten, Vor- und Haft strafen. (einzige Ausnahme: ein 
laufendes Verfahren, bei dem es um Schulden aus einem noch 
bestehenden oder ehemaligen Mietverhältnis geht.) Privatle-
ben und persönliche interessen gehen keine(n) Vermieter*in 
etwas an. Das gilt auch bezüglich einer etwaigen Schwan-
gerschaft  oder gesundheitlichen einschränkungen wie Be-
hinderungen oder Allergien. Und erst recht für Fragen nach 
der religiösen oder politi schen Gesinnung sowie der sexuel-
len Orienti erung. in all diesen Fällen sind unwahre Angaben 
ausdrücklich erlaubt, ja sogar geboten. Übrigens – was viele 
Mieter*innen nicht wissen –, das Gleiche gilt auch bei der be-
liebten Frage: „Raucher*in oder Nichtraucher*in?  

Keine bÜrGSchaft bei Kaution

einen weiteren Tipp hält immonet.de parat: „Fragt der Ver-
mieter, ob Sie neben der Mietkauti on auch eine Bürgschaft  
leisten könnten, dürfen Sie getrost mit Ja antworten. Denn 
eine doppelte Absicherung ist dem Vermieter per Gesetz un-
tersagt. Verlangt er diese Zahlung, dürfen Sie sie verweigern.“ 
Dies gilt im Übrigen auch für die gegenüber Studierenden 

häufi g eingeforderte „elternbürgschaft “. ist im Mietvertrag 
bereits eine Kauti on festgelegt, können die eltern freiweg für 
alles bürgen – zahlen müssen sie nicht.

immer Gut: eiGeninitiative erGreifen

Auf diversen immobilien-Themenseiten im internet werden 
Fragebögen zur Mieterselbstauskunft  zum Herunterladen und 
Ausdrucken angeboten. Der Download ist in der Regel kosten-
los, daher dürften auch viele Vermieter*innen hierher ihre 
Blanko-Fragebögen beziehen. Manche dieser Vorlagen bein-
halten Fragen, die – siehe oben – eindeuti g unzulässig sind. Um 
zu vermeiden, dass man sich später bei der Wohnungsbesichti -
gung mit eben solchen Fragen herumschlagen muss, bietet es 
sich an, bereits im Vorfeld eine rechtlich „saubere“ Vorlage aus-
zufüllen, diese dann zum Besichti gungstermin mitzunehmen 
und dem oder der potenziellen zukünf-
ti gen Vermieter*in auszuhändigen. Ak-
zeptable Auskunft sfragebögen fi nden 
sich beispielsweise auf den Netzseiten 
www.cbimmo.de und www-mietrecht-

hilfe.de.

ist bereits bei der Wohnungsbesichtigung absehbar, dass 
kein Mietverhältnis zustande kommen wird, fordern Sie die 
von ihnen ausgefüllte Selbstauskunft  umgehend zurück. Das 
ist ihr gutes Recht, ihre Daten gehören ihnen, der oder die 
Wohnungseigentümer*in oder Makler*in ist zur unmitt elbaren 
Rückgabe verpfl ichtet. Außerdem dürfen die Daten nur mit 
ihrer ausdrücklichen schrift lichen Zusti mmung an Dritt e wei-
tergegeben werden.

Tipps zur Mieter-
selbstauskunft online:

www.immonet.de
www.ratgeber.immowelt.de
www.mietrecht-hilfe.de
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O
b Volkswagen, Telekom oder die Deutsche Post 
AG – wann immer ein bis dahin von land oder 
Bund geführtes Unternehmen den interessen der 
kapitalistischen Marktwirtschaft unterworfen 
wird, bleibt der ursprüngliche Hauptzweck als er-

stes auf der Strecke: die Deckung der Bedürfnisse der betrof-
fenen Menschen. Kund*innen des Wohnungsunternehmens 
leG immobilien AG mit der Zentrale in Düsseldorf bekommen 
dies auch in Münster zu spüren.

 
Privat vor Staat

1970 schlossen sich in Nordrhein-Westfalen zahlreiche kom-
munal betriebene, dem Allgemeinwohl verpflichtete Woh-
nungsgesellschaften zur landesentwicklungsgesellschaft 
Nordrhein-Westfalen GmbH zusammen. Deren Kernaufgabe 
bestand darin, bezahlbaren Wohnraum für alle, die auf ihn 
angewiesen sind, bereitzustellen, und diesen zu hegen und zu 
pflegen. Der wirtschaftliche Gewinn war zweitrangig, es ging 
um die Vermeidung von Obdachlosigkeit zur Wahrung des 
sozialen Friedens.

2008 dann wurde die bis dahin vom land sowie der NRW 
Bank betriebene gemeinnützige GmbH von der damaligen 
landesregierung unter Ministerpräsident Jürgen Rüttgers 
(CDU) an Whitehall Real estate, einen investmentfond der US-
amerikanischen investmentbank Goldman Sachs, verkauft. 
eine Volksinitiative gegen den Verkauf der damals 93.000 
Bestandswohnungen scheiterte nur knapp. Seit 2013 ist die 
leG als Aktiengesellschaft börsennotiert. Der „Wert“ des 

Unternehmens bemisst sich seither ausschließlich am Kurs, 
sprich Preis, der Besitzurkunde. Diesen Kurs wiederum diri-
giert in erster linie die Gewinnerwartung. Je mehr Umsatz die 
leG macht, desto mehr Rendite für die Anteilseigner*innen 
springt dabei heraus. Diesem Primat ist alles untergeordnet. 
Stark vereinfacht gesagt: Bis 2008 hat die leG praktisch als 
Hausmeister im Auftrag der Regierung agiert, die in erster li-
nie die interessen ihrer potenziellen Wähler – also theoretisch 
aller – im Blick hatte; seit 2008 ist die leG Unternehmerin 
auf dem freien Wohnungsmarkt, also schnöde Vermieterin, 
und als solche interessieren sie einzig die Mieteinnahmen – 
je höher, desto besser, bei im Gegenzug möglichst geringen 
Ausgaben.

it’S all about the money

Die praktischen Folgen dieser Änderung des Geschäftsmodells 
bekommen seit nunmehr zehn Jahren die Mieter*innen auch 
in Münster zu spüren. Ulla Fahle vom Mieter/innen-Schutz-
verein Münster bemängelte bereits 2014 gegenüber der lo-
kalzeitung Westfälische Nachrichten (WN) unverständlich 
formulierte Mietverträge und Nebenkostenabrechnungen, 
wobei letztere häufig nicht nachvollziehbare Zahlungsforde-

      Vermieterin des 
Grauens

Der Mensch muss zuerst gut essen, 
        gut wohnen und gut gekleidet sein, 
erst dann wird er auch gut arbeiten.

Karl marx

Wenn Wohnungen im Besitz der öffentlichen Hand privatisiert 
werden, haben Mieter*innen häufig genug das Nachsehen – 
wie zum Beispiel bei der LEG

Vor zehn Jahren hat das Land Nordrhein-Westfalen für 
rund 3,4 Milliarden Euro seine Landesentwicklungsge-
sellschaft (LEG) an einen privaten Investor verkauft. 
Mieter*innen und Initiativen beklagen seither Abzocke 
und Stau bei Reparaturen und Instandhaltung.

Von Robert Martschinke

F
o

to
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r

F
o

to
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r



14

  _ T i T e l

rungen im vierstelligen eurobereich enthielten. Garagenmie-
ten etwa würden doppelt erhoben. Neumieter*innen der leG 
empfahl die Juristi n Fahle bereits vor vier Jahren den Abschluss 
einer Rechtsschutzversicherung. ein deutlicher Hinweis darauf, 
dass dem Unternehmen off enbar häufi g nur mit juristi schen 
Mitt eln beizukommen ist.

im Gegenzug unternimmt dessen Geschäft sführung alles, um 
die eigenen Kosten gering zu halten. Gespart wird am Service, 
besonders am Personal, sowie an zu leistenden Reparaturen, 
der instandhaltung und Sanierung der vermieteten immobilien.

Die leG immobilien AG nannte laut Geschäft sbericht in 2016  
rund 128.000 Mietwohnungen ihr eigen, aktuell allein in Mün-
ster circa 6000 Wohnungen. Auch wer nicht selbst betroff en 
ist, wird jemanden im Bekanntenkreis fi nden, die oder der 
über einschlägige erfahrungen mit dem Großvermieter be-
richten kann.

ein Besucher des MAlTA – Münsters Arbeitslosentreff  in der 
Achtermannstraße – und Mietkunde der leG, der hier aus-
drücklich nicht namentlich genannt werden möchte, da er 
persönliche Nachteile für sich befürchtet (!), berichtet von 
einem Wasserrohrbruch im Keller „seines“ Hauses. Telefo-
nisch war einzig die Konzernzentrale in Düsseldorf erreichbar, 
wo man sich jedoch für nicht zuständig erklärte. Bei einem 
persönlichen Vorsprechen in der leG-Niederlassung an der 
Hammer Straße wurde er als „unangemeldeter Besucher“ 
des Gebäudes verwiesen. Handwerker, die im Auft rag des 
Wohnungsriesen vor Ort waren, verweigerten die Behebung 
des Rohrleitungsschadens. Schrift liche Auff orderungen durch 
den Deutschen Mieterbund an die leG, ihrer Pfl icht als Ver-
mieterin nachzukommen, blieben unbeantwortet. Schließlich 
gaben die betroff enen Mieter*innen nach und bezahlten die 
Reparatur aus eigener Tasche.

biZarre blÜten

Gibt man bei der internetsuchmaschine Google „leG NRW“ 
als Suchbegriff ein und überfliegt die Rezensionen der 
Nutzer*innen, drängt sich einem der eindruck auf, dass die-
ses Verhalten off enbar Teil der „Unternehmenskultur“ ist: 
Berechtigte Forderungen der Vertragskunden*innen (die 
Mieter*innen de jure sind) werden ignoriert, bis diese auf die 
Forderung verzichten oder juristi sch per Anwalt vorgehen. 
Wer letzteres wagt, muss jedoch seinerseits damit rechnen, 
von der leG mit hanebüchenen, zum Teil fi ngierten Forde-
rungen und Klagen überzogen zu werden.

Die Gier nach höheren einnahmen treibt dabei bisweilen bi-
zarre Blüten. Anfang April 2018 erhielten Mieter*innen der 
leG ein Schreiben mit dem Angebot, ab sofort freiwillig die 
Monatsmiete um zehn euro aufzustocken. im Gegenzug „ga-
ranti ert“ das Unternehmen, in den nächsten zwei Jahren von 
sich aus keine Mieterhöhung vorzunehmen. Dies gelte jedoch 
ausdrücklich nicht, wenn Modernisierungen an Wohnung 
oder Gebäude vorgenommen würden. Den angeschriebenen 
Mieter*innen wurde eine Frist von 14 Tagen eingeräumt, 
das Angebot wahrzunehmen. Der Mieterschutzverein riet 
nicht nur wegen der Befristung, die einzig dem Zweck dienen 
mochte, die Adressaten unnöti g unter Druck zu setzen, zu 
äußerster Vorsicht, auf das Angebot einzugehen. Der leG sei 
nicht zu trauen, warnte noch einmal Ulla Fahle am 16. April 
in den WN: „Nach unserer erfahrung führt die leG sofort 
Mieterhöhungen durch, sobald die Voraussetzungen hierfür 
gegeben sind.“

alternativloS

Sicherer, bezahlbarer Wohnraum ist eine Grundvorausset-
zung für ein menschenwürdiges leben, so grundsätzlich wie 
Nahrung, Kleidung, körperliche Unversehrtheit. Durch den 
Verkauf der leG hat die landesregierung klargemacht, dass 
sie diese Grundvoraussetzung für ihre Bürger*innen nicht 
erfüllen will oder kann. Spätestens mit dem Gang an die Bör-
se hat die leG ihrerseits klargestellt, dass das erzielen von 
Gewinn, die Maximierung der Rendite, von nun an ihr ein-
ziger Daseinszweck ist. in Münster ist Wohnraum generell 
und speziell bezahlbarer Wohnraum dermaßen knapp, dass 
selbst eine hemmungslose Ausbeuterin wie die leG nicht über 
leerstand klagen muss. Zumal konkurrierende Wohnungs-
gesellschaften wie die Deutsche Wohnen oder die Deut-
sche Annington auf vergleichbarem Niveau mit vergleich-
baren Mitt eln den eigenen Umsatz zu maximieren trachten. 
Das Problem ist systemimmanent. Das Problem leG resulti ert 
aus dem Problem neoliberaler Privati sierung von staatlichen 
Aufgaben; dieses Problem ist typisch für viele westliche Ge-
sellschaft en in den letzten Jahrzehnten und nicht das einzige, 
das der Kapitalismus hervorgebracht hat. Möglich wurde das, 
weil Staat und Politi k entweder gar nicht oder falsch gehan-
delt haben, um Privati sierungen zu verhindern. 

Solange sich daran nichts ändert, blicken Unternehmen wie 
die leG AG und ihr US-amerikanischer Kapitalverwalter, der 
im Zuge der Finanzkrise 2008 noch mit Staatsgeldern „geret-
tet“ werden musste, in eine goldene Zukunft .

                               „Berechti gte Forderungen der Vertragskunden*innen 

(die Mieter*innen de jure sind) werden ignoriert, bis diese auf die 

      Forderung verzichten oder juristi sch per Anwalt vorgehen.“ 
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Wohnen bedeutet für viele Menschen weitaus 
mehr als nur ein Dach über dem Kopf zu haben. 
Das Zuhause trägt maßgeblich zu ihrer Zufrie-
denheit bei. es kann ein Ort des Zusammenle-

bens sein, des Austauschs. ein Ort, an dem Menschen sich 
von ihrer erwerbsarbeit erholen können. Aber ebenfalls ein 
Ort der Arbeit – meist unbezahlter, mit Glück aber selbstbe-
sti mmter, die einen ein Stück weit unabhängiger macht von 
kapitalisti schen Konsumzwängen (Gärtnern, Reparieren etc.).

Die Art des Zusammenlebens hat sich über die Jahrzehnte 
gewandelt: immer mehr Single-Haushalte, buntere Fami-
lienformen, Wohngemeinschaften. Doch von gelebter 
Vielfalt ist in vielen Wohngegenden nicht viel zu sehen. 
Sie vermitt eln eher den eindruck, dass die Bewohner gern 
für sich bleiben. Das könnte daran liegen, dass die lohn-
arbeit viele zunehmend einspannt. Oder dass die Art der 
Architektur, Gemeinschaft über die eigenen vier Wände 
hinaus gar nicht zulässt. Der Neoliberalismus der vorange-
gangenen Jahrzehnte hat wohl auch seinen Teil dazu bei-
getragen, vielen das Gefühl zu geben, „alles alleine schaf-
fen zu müssen“. Unterstützung in der Nachbarschaft  ist für 
manche ein Relikt aus Großmutt ers Zeiten. Dabei könnten 
mehr Gemeinschaft sarbeit und weniger lohnarbeit uns doch 
unabhängiger und vermutlich auch zufriedener machen.

WeG von der anonymitÄt

es gibt immer mehr Menschen, die nicht in dieser Vereinze-
lung weiterleben wollen. Viele sind es satt, einen Großteil 
ihres einkommens gewinnorientierten Vermieter*innen 

in den Rachen zu werfen (siehe Vermieterin des Grauens, 
S. 13 ff ). Sie wollen bezahlbaren Wohnraum schaff en, der 
Möglichkeiten des Miteinanders bietet. Die Vorstellungen 
von solchen Wohnmodellen sind vielfälti g: gegenseiti ge Un-
terstützung im Alltag, Realisierung gemeinsamer Projekte 
(zum Beispiel kulturell oder pädagogisch ausgerichtet), alter-
nati ve energie- und landwirtschaft , autofreie Mobilität, po-
liti sche und Bildungsarbeit etc. Manche wollen auch einfach 
nur ein nachbarschaft liches Umfeld und unabhängig werden 
von spekulierenden investor*innen. Je nach Zielsetzung und 
den Bedürfnissen der Bewohner*innen werden im Vorfeld 
gemeinschaft lich genutzte Flächen und Räume eingeplant: 
als Repair-Café, Coworking Space, Pfl egestützpunkt oder Ge-
meinschaft sgarten.

Viele Städte und Kommunen zeigen wenig interesse, selbst 
Wohnraum für die Umsetzung solcher Modelle zur Verfü-
gung zu stellen. Darum suchen einige Menschen selbst nach 
konkreten Möglichkeiten, Wohnraum dem teuren Markt für 
immobilien zu entziehen und ihn dauerhaft  bezahlbar zu ma-
chen. Gerade ihnen fehlt es aber oft  an fi nanziellen Mitt eln. 
Der Kauf des Grundstücks, die Renovierung des Bauernhofes 
oder der ehemaligen Fabrik, die Planung gemeinsamer infra-
struktur – all das kostet Geld, das erstmal beschafft   werden 
muss. Die erfahrungen zeigen: es erfordert viel enthusiasmus 
und einen langen Atem. Sie zeigen aber auch, dass es funk-
ti onieren kann. Hier gilt es einige bürokrati sche Hürden zu 
nehmen.

DIE HÄUSER DENEN, DIE DARIN WOHNEN
Dabei können die potenti ellen Bewohner*innen wie lokale 
entscheidungsträger*innen der Stadtplanung mittlerweile 
auf die erfahrung aus bereits bestehenden Projekten zurück-
greifen. Viele Beispiele fi nden sich im Mietshäuser Syndikat, 
das bereits seit Beginn der 1980er-Jahre besteht. ein bunter 
Strauß von mehr als 120 Projekten wurde mit seiner Unter-
stützung bundesweit realisiert. Neben Wohnhäusern entstan-
den dadurch selbst verwaltete Jugendzentren oder Räume für 
Kleingewerbe und Handwerk. Das Syndikat, eine GmbH, ist 

Allein schlafen fördert die Wohnungsnot.
 deutsches Sprichwort

Lebensräume 
       statt  Kapitalanlagen

Manche Menschen träumen von Wohngemein-
schaften auf dem land. andere wünschen sich 
mehr miteinander in der nachbarschaft. vieles 
ist machbar: Wie wir uns Räume zurückerobern 
und dadurch der Spekulation entziehen können.

Von Lisa Liesner

Gemeinschaft sprojekte schaff en Wohnraum jenseits 
von Verwertungsinteressen
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ein solidarischer Ver-
bund von Projekten 
und Einzelpersonen. 
Gemeinsam mit dem 
jeweiligen Hausver-
ein als gleichberech-
tige Gesellschafter 
organisieren sie den 
Hauskauf und die 
Sanierung. Hauspro-
jekte profi ti eren da-
bei einerseits vom 
bestehenden Know-
how der anderen. 
Andererseits werden 
die niedrig kalku-
lierten und stabilen 
Mieten zum Anschub 
neuer Hausprojekte 
genutzt, sobald die 
Kredite geti lgt sind. Das erworbene Haus ist damit in Besitz 
der GmbH, aber in Verantwortung der Bewohner*innen. Die-
se treff en selbstbesti mmt alle entscheidungen. Die GmbH als 
Gesellschaft er hat lediglich ein Veto-Recht, falls das Haus 
doch in Privateigentum übergehen soll. So sollen Häuser 
langfristi g vom Markt genommen und Räume der Gemein-
schaft  jenseits von privaten Verwertungsinteressen geschaf-
fen werden.

im Süden Münsters hat die Grafschaft  31 diese Form ge-
wählt. ein gutes Dutzend Menschen lebt hier in einem Bau-
ernhaus mit vier Hektar land, Obstbäumen und Garten. Das 
„entprivati sierte“ Gebäude mussten die Bewohner*innen 
erst einmal sanieren, bevor sie einziehen konnten. Die Ko-
sten beliefen sich insgesamt auf mehr als 500.000 euro – 
Geld, das niemand von ihnen aufb ringen konnte. Möglich 

wurde es durch Unterstützung durch das Syndikat sowie 
zahlreicher Direktkredite von Unterstützer*innen, die die 
idee gut fanden. Die Bewohner*innen zahlen nun Miete – 
aber nicht viel: etwa 6,10 euro Fix-Miete pro Quadratmeter. 
„Wir haben ja keine einlagen gezahlt. Und die Person, die hier 
ausziehen möchte, die kann einfach gehen. Und dann zieht 
die nächste Person ein“, erklärt eine Bewohnerin dem WDR. 
Wer hier wohnt, trägt dann aber auch die Verantwortung mit. 
Die Mieter*innen treff en selbst entscheidungen, beispiels-
weise über einen Aus- oder Umbau. Aber auch anfallende 
Arbeiten, seien es Reparaturen oder Gartenarbeit, sind ge-
meinschaft liche Aufgaben der Bewohner*innen.

es gibt weitere Wege, um das Ziel des gemeinschaft lichen 
Wohnens zu verwirklichen. in einer Wohnungsgenossen-
schaft  sind die Mitglieder über ihre Genossenschaft santeile 
eigentümer und zugleich Mieter im gemeinsamen Haus. im 
Gegensatz zum Syndikat-Modell muss die „entprivati sierung“ 
hier aber nicht immer endgülti g sein: Durch einen Mehrheits-
beschluss könnte der Wohnraum auch wieder in Privateigen-
tum übergehen.

eine Genossenschaft  in Münster ist der Grüner Weiler eG. 
Sie planen, Wohnraum für 250 Menschen in der Stadt zu 
schaffen. Der Anteil von zehn Prozent an gemeinschaft-
lichen Flächen am Gesamtareal zeigt: Das Projekt setzt auf 
verdichtetes Wohnen, will so Ressourcen schonen und ein 
Miteinander fördern. Wirtschaft liche, ökologische, soziale 
und kulturelle Nachhalti gkeit sind von zentraler Bedeutung. 
Raum für experimentelles Wohnen soll es ebenso geben wie 
Flächen für Gewerbe und Kultur. Auch in diesem Fall lauten 
die Ziele: Wohnraum den Spekulanten entziehen und lang-
fristi g günsti ge Mieten ermöglichen.

nachbarSchaft mÖGlich machen

immobilien der Spekulati on entziehen und mehr nachbar-
schaftliches Miteinander – das wollen auch manche Stif-
tungen. es lohnt sich, einmal zu schauen, ob und wie sie 
welche Vorhaben fördern können. Sei es, um selbst Unter-
stützung anzufragen oder um sich auch mal von Projekten 
inspirieren zu lassen.

+  Boden, Ökologie und gemeinschaft liches Wohnen sind die 
Themen der Sti ft ung Trias. Sie unterstützt neben einzelper-
sonen und Familien auch gemeinnützige Organisati onen. 
Besondere Beachtung fi nden Projekte mit ökologischem 
Zusatznutzen oder solche, die bei inklusion oder Pfl ege 
neue Wege einschlagen.

+  Die Sti ft ung Edith Maryon will Grundstücke vor der Speku-
lati on schützen, damit sie oder andere sie dauerhaft  sozial-
verträglich nutzen können. Möglich wird dies durch Schen-
kungen oder Vererbung. Unterstützt werden Projekte nicht 
fi nanziell, sondern mit Know-how und Strukturen der Sti f-
tung.

             Immobilien der Spekulati on entziehen und mehr 
nachbarschaft liches Miteinander...
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+  Die Montags-Sti ft ung Urbane Räume hat den Schwerpunkt 
nachhalti ge Stadtentwicklung. Sie fördert Nachbarschaft si-
niti ati ven wie zum Beispiel Stadtt eilcafés, Familienzentren, 
Schwimmbäder, Gemeinschaft sgärten. Nützlich sind auch 
ihre Infobriefe.

+  Die ansti ft ung fördert, vernetzt und erforscht Räume und 
Netzwerke des Selbermachens. Dazu gehören neben Ur-
banen Gärten, Reparaturinitiativen unter anderen auch 
initi ati ven zur Belebung von Nachbarschaft en oder inter-
venti onen im öff entlichen Raum.

Zurück nach Münster: Wen hat die Stadt bei der Planung 
eigentlich im Blick? immobilien werden hier immer noch 
gern zum besten Preis verkauft , ohne zu schauen, welche 
Bedürfnisse die Menschen haben, die dort leben. Städte 
und Kommunen können aber durchaus bei der Vergabe von 
Grundstücken und Objekten investoren bevorzugen, die soli-
darische und nachhalti ge Konzepte vorlegen. So zum Beispiel 
passiert es in Tübingen oder in Zürich. 

Doch in Münster haben Menschen mit geringem einkommen 
noch immer wenig Raum: wenig Wohnraum und auch kaum 
konsumfreie öff entliche Räume, an denen sie sich aufh alten 
können.

Weitere infoS und hinWeiSe im internet:

bündnis urbane Wohnformen - Netzwerk von initi ati ven, die aktuell 
gemeinschaft liche Wohnprojekte in Münster umsetzen wollen: 
htt p://www.muenster.org/buwo

„das ist unser haus“: spannender Film über das Mietshäuser Syndikat, 
dort verwirklichte Projekte und eine verständliche erklärung des 
Modells htt ps://vimeo.com/193034732

Das Mietshäuser Syndikat: htt ps://www.syndikat.org/

Zusammenstellung von Arbeitshilfen für Gemeinschaft en: 
htt p://www.neue-nachbarschaft .de/arbeitshilfen-ti pps-downloads/
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A
ngst war die vordergründige Grundlage des Ge-
setzes, das wörtlich aus dem preußischen Strafge-
setzbuch von 1851 übernommen worden war. Angst 
vor Diebstahl, „Unzucht“ und Schlimmerem, vor 

Straft aten also, die zu begehen „Zigeunern“, „Heimatlosen“, 
„Nicht-Sesshaften“ kategorisch unterstellt wurde. Hinter-
gründig diente es der Sti gmati sierung, Ausgrenzung und Ver-
folgung von Menschen, die nicht ins gesellschaft lich akzep-
ti erte Raster passten, aus welchen Gründen auch immer.

STÄDTE UND KOMMUNEN KRIMINA-
liSieren munter Weiter

Dabei wäre § 361 Abs. 3 nach wie vor höchst kompati bel mit 
dem Grundprinzip unseres „Rechtsstaats“, der in erster linie 
Menschen kriminalisiert und sankti oniert, die nicht ursächlich 
durch eigenes Verschulden in ihre lage und zu ihrem Han-
deln gezwungen wurden; denen die Mitt el fehlen, sich gegen 
Polizei- und Justi zterror zur Wehr zu setzen. Denn niemand 
wird ernsthaft  behaupten, dass die große Mehrheit der Woh-
nungslosen, der „Stadt- und landstreicher*innen“ freiwillig 
und auf eigenen Wunsch ohne Obdach ist.

Sei´s drum. SPD und FDP sei Dank, die Anfang der 1970er-
Jahre in einer sozialliberalen Koaliti on in Bonn regierten, 
ist es heute also legal, auf der Straße leben zu müssen. Da-
mit waren und sind jedoch längst nicht alle einverstanden. 

Der SPIEGEL berichtet in seiner Ausgabe vom 22. Juli 1974 
(p. 50 ~), wie die Stadtverwaltungen von Köln, Düsseldorf 
und anderen Großstädten bereits unmittelbar nach Ab-
schaff ung von § 361 mitt els kommunaler Vorschrift en und 
Verbote gegen „Penn-Brüder“ (SPIEGEL) vorzugehen ver-
suchten.  Und auch das Münsteraner Rathaus, ob nun christ- 
oder sozialdemokrati sch geführt, unternimmt immer wieder 
mal Versuche, Wohnungslose und Menschen, die zum Bet-
teln gezwungen sind, von der Konsummeile Prinzipalmarkt 
oder anderen Vorzeige-locati ons auf juristi schem Weg zu 
verbannen. Dem widerspricht indes Arti kel 11 Absatz 1 des 
Grundgesetzes: „Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im 
ganzen Bundesgebiet.“

feStGebacKen in den KÖPfen

ihre subti le Wirkung hat die Jahrhunderte dauernde Kriminali-
sierung des „Fahrenden Volkes“ nicht verfehlt. in reakti onären 
Köpfen steckt auch heute noch das diskriminierende Bild vom 
„Gammler“ (seltener: der „Gammlerin“), der aufgrund von 
Faulheit (früher: „Arbeitsscheu“), „Trunksucht“ oder anderer 

arbeitSlaGer fÜr „aSoZiale“ in der ddr

Belastbare Zahlen zur Obdachlosigkeit in der Deutschen Demokrati -
schen Republik (DDR) liegen nicht vor. Naheliegend ist eine Tendenz 
gegen Null. Das öff entliche Kontroll- und Überwachungsnetz war 
dicht genug gewebt, dass niemand hindurchschlüpft e. Obdachlose 
wären umgehend von der Volkspolizei aufgegriff en worden. Der 
Paragraph 249 des DDR-Strafgesetzbuchs sankti onierte unsozia-
listi sche „Arbeitsscheu“ in letzter Konsequenz mit der Unterbrin-
gung in einem der berüchti gten Arbeits- bzw. erziehungslager. in 
der DDR war jedoch auch kein Mensch gezwungen, auf der Straße 
zu leben, da ein permanenter Überschuss an freiem, gleichzeiti g 
extrem preiswertem Wohnraum bestand. Paradiesische Zustän-
de waren es nicht immer, aber aus heuti ger Sicht nicht immer 
schlechter als in der Bundesrepublik. Der besagte Paragraph 
wurde mehrfach abgemildert und bei dem Beitritt /Anschluss 
der DDR zur/an die BRD im Sommer 1990 ersatzlos gestrichen.

Man kann mit einer Wohnung einen Menschen
      genauso töten wie mit einer Axt.

heinrich Zille

   Hass 
          und 

Angst 
Gestern und heute: Obdachlosigkeit 

als juristi scher Straft atbestand

Von 1871 bis 1974, von der Reichsgründung bis 
Willy Brandt, wurden Obdachlose in Deutschland 
durchgängig kriminalisiert. „Mit Haft wird bestraft, 
wer als Landstreicher umherzieht“, bestimmt 
Paragraph 361 Absatz 3 des Strafgesetzbuchs für 
das Deutsche Reich, der von den Rechtsnach-
folgern Weimarer Republik, Drittes Reich und 
Bundesrepublik unverändert in ihr jeweiliges 
„recht“ übernommen wurde. erst 1974 wurde 
der Paragraph, der unter anderem auch Trun-
kenheit in der Öffentlichkeit unter Strafe stellte, 
ersatzlos gestrichen. Pünktlich zur Fußball-WM.
Von Robert Martschinke
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charakterlicher Verfehlungen selbst Schuld trägt für seine 
(oder ihre) Situation. Bürgertum wie Arbeiter*innen und Pre-
kariat, die dessen Vorurteile übernommen haben, blicken 
nach wie vor hinab auf jene, die den herrschenden Verhältnis-
sen nicht gewachsen sind oder sie rundweg ablehnen. Dabei 
spielt bei letzteren sicher nicht unwesentlich die einsicht mit 
hinein, selbst vielleicht nur einen Schritt von der Obdachlo-
sigkeit entfernt zu sein. Hass und Angst gehen Hand in Hand.

Zahl der obdachloSen auf reKordniveau

im selben Paragraphen 361 von 1871 wird unter Absatz 7 
außerdem jedem Haft angedroht, der, „wenn er aus öffent-
lichen Armenmitteln eine Unterstützung empfängt, sich aus 
Arbeitsscheu weigert, die ihm von der Behörde angewie-
sene, seinen Kräften angemessene Arbeit zu verrichten.“  

Kurz: Knast für Arbeitslose. Die landen 
dank Hartz iV heute – massenhaft ist nicht 
übertrieben – in der Obdachlosigkeit. 1974, 
als der Straftatbestand „landstreicherei“ 
abgeschafft wurde, gab es in der BRD rund 
150.000 Menschen ohne Dach über dem 
Kopf. 2018 wird die Zahl der Wohnungs-
losen, der Stadt- und landstreicher*innen 
in Deutschland erstmals seit 1945 die  

eine-Million-Marke deutlich überschreiten. Schon gut, dass  
§ 361 gestrichen wurde. So viele Haftanstalten könnten Bund 
und länder gar nicht bauen, wo sie schon beim konventio-
nellen Wohnraum gnadenlos gescheitert sind. Wenn die po-
litisch Verantwortlichen nur einen Funken Charakter hätten, 
müssten sie sich in Grund und Boden schämen.

Menschen ohne Obdach gehören zu den am krassesten be-
nachteiligten, schwächsten, leidgeprüftesten und gleichzei-
tig am meisten missachteten Mitgliedern der Gesellschaft. 
Sie haben unser Aller uneingeschränkte Solidarität verdient. 
Gläubigen Menschen gebietet das bereits ihre Religion. Allen 
anderen gebietet es schlicht die Menschlichkeit.

(~) online abrufbar als pdf unter: http://magazin.spiegel.de/
EpubDelivery/ spiegel/pdf/41659887
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dem die investi ti onskosten durch die Mieter*innen vollständig 
gezahlt sind, müssen diese weiterhin die erhöhte Miete zahlen. 
eine Begrenzung der erhöhten Miete für den Zeitraum bis zur 
Tilgung sieht das Gesetz nicht vor.

Umweltschutz als eine gesamtgesellschaft liche Aufgabe wird 
in diesem Fall allein auf dem Rücken der Mieter*innen ausge-
tragen. 

          Psychopathen bauen Luftschlösser, 
      Neurotiker bewohnen sie,  
und die Psychiater kassieren die Miete. 
       

Danny Kaye

Der  die energeti sche Modernisierung
Preistreiber:

Wenn das Wohngebäude gedämmt wird und die Mieter*innen weniger 
heizen müssen, ist das für sie dennoch oft  genug der absolute Horror

Aktuelle Beispiele wie sich die Miete nach der Modernisierung erhöhen soll:

Mecklenburger Straße:  2,25 euro pro Quadratmeter und Monat
Stehrweg:    3,13 euro pro Quadratmeter und Monat
Josef-Suwelack-Weg:   3,50 euro pro Quadratmeter und Monat
Korte ossenbeck:   2,14 euro pro Quadratmeter und Monat
Biederlackweg:   2,19 euro pro Quadratmeter und Monat

Es könnte so schön sein: Wohngebäude werden 
energetisch gedämmt, die Umwelt wird geschützt, 
Energie gespart und für alle wird es auch noch 
günstiger. Die Realität ist eine andere: Die Mieten 
steigen mit einem Schlag gewaltig an, die Einspa-
rung an Energie gleicht diese Mehrkosten aber 
nicht einmal ansatzweise aus. viele können sich 
die neue miete nicht mehr leisten und müssen 
über kurz oder lang ausziehen. 
Ein Gastbeitrag von Ulla Fahle 1

Warum iSt daS So?

Als ein wichti ger Beitrag zum Klimaschutz wird die Gebäu-
dedämmung gesehen, um den CO

2
-Ausstoß in Deutsch-

land zu verringern. Das Mietrecht sagt hierzu, dass der/die 
Vermieter*in alle Kosten am Haus, die eine Verbesserung dar-
stellen – und dazu gehört die energieeinsparung – dauerhaft  
auf die Miete umlegen darf, und zwar maximal elf Prozent pro 
Jahr. Bei den Gesamtkosten gibt es keine Obergrenze. 

Auch eine Verhältnismäßigkeit zwischen energieeinsparung 
und Kosten einer energeti schen Sanierung gibt es nicht: Jede 
noch so geringe einsparung bedeutet, dass die Mieter*innen 
alle damit einhergehenden Kosten zu tragen haben. Der/Die 
Vermieter*in muss lediglich das Geld vorstrecken, das er/sie in 
der Folgezeit von den Mieter*innen zurückerhält. Auch nach-

E
rhalten Mieter eine Modernisierungsankündigung, 
die eine energeti sche Sanierung des Hauses beinhal-
tet, bedeutet dies in aller Regel eine massive erhö-
hung der bisherigen Miete. 
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Wie iSt die aKtuelle rechtSlaGe?

Modernisierungsmaßnahmen muss der Mieter dulden (§ 555d, 
Abs. 1 BGB). Darunter fallen bauliche Veränderungen, die

– nachhalti g energie einsparen,
– nicht erneuerbare Primärenergie einsparen oder zum nach-

halti gen Klimaschutz führen,
– den Wasserverbrauch nachhalti g reduzieren,
– den Gebrauchswert der Wohnung nachhalti g erhöhen, 
– der dauerhaft en Verbesserung der allgemeinen Wohnver-

hältnisse dienen, 
– der Vermieter nicht zu vertreten hat und die keine erhal-

tungsmaßnahmen nach § 555 a sind oder 
– zur Schaff ung neuen Wohnraums führen.

Der/Die Mieter*in muss allerdings bauliche Änderungen nicht 
dulden, wenn diese für ihn/sie eine besondere Härte bedeu-
ten, die auch unter Beachtung der interessen des/der Vermie-
ters/Vermieterin nicht hinzunehmen ist. Fälle dieser Art sind in 
der Praxis nur sehr selten. 

Voraussetzung für die Duldung ist, dass der/die Vermieter*in die 
beabsichti gte Modernisierung drei Monate vor Beginn der Ar-
beiten mitt eilt. Auch hier verhält es sich mitt lerweile so, dass die 
rechtlichen Anforderungen an die Ankündigung immer weiter 
reduziert wurden und Fehler nicht etwa dazu führen, dass der/
die betroff ene Mieter*in, wenn er/sie die Maßnahme dennoch 
duldet, von der Modernisierungsumlage ausgenommen ist. 

mieterhÖhunG nach moderniSierunG

Nach Abschluss der Arbeiten kann der/die Vermieter*in elf 
Prozent der Baukosten im 
Jahr auf die jeweilige Miete 
aufschlagen. Die Beispiele zu 
Anfang sind bereits das er-
gebnis dieser Berechnungen. 
So führt eine erhöhung von 
3,13 euro pro Quadratmeter 
bei einer Wohnungsgröße 
von 43 Quadratmetern zu 
einer monatlichen Mieterhö-
hung von 134,59 euro.  Die 
Wirtschaft lichkeit und Nach-
halti gkeit der einzelnen Mo-
dernisierungsmaßnahmen 
spielt dabei keine Rolle. 

finanZielle hÄrte

Der/Die Mieter*in muss die 
Mieterhöhung nicht zahlen, 
wenn sie für ihn/sie eine fi -
nanzielle Härte bedeutet. 
Das klingt gut, ist aber in der 
Praxis mit kaum lösbaren 
Problemen und Risiken ver-
bunden. So gibt es keine 
Quote, die besagt, wann eine 
fi nanzielle Härte gegeben ist. 

ende der 1990er-Jahre orien-
ti erte man sich noch an einer 
Quote von 20 Prozent eines 

Mietanteils am Nett oeinkommen aller Haushaltsangehörigen. 
Mitt lerweile liegt dieser Wert deutlich über 30 Prozent. Die 
gerichtliche Klärung der Frage, ob tatsächlich eine fi nanzielle 
Härte vorliegt und die erhöhte Miete nicht zu zahlen ist, dau-
ert viele Monate. in dieser Zeit muss aber der/die Mieter*in 
vorsorglich unter Vorbehalt die erhöhte Miete zahlen, sonst 
riskiert er/sie die Kündigung wegen Mietrückstands. 

Der einwand einer fi nanziellen Härte kann im Übrigen nicht 
berücksichti gt werden, wenn 

– die Modernisierungsmaßnahme die Wohnung lediglich in 
einen allgemein üblichen Zustand versetzt,

– die Maßnahme aufgrund von Umständen durchgeführt wur-
de, die der/die Vermieter*in nicht zu vertreten hat. 

KritiK an der Geltenden rechtSlaGe

Die aktuelle Rechtslage bedeutet, dass Vermieter*innen gleich 
dreifach von einer Modernisierung profi ti eren:

– Die immobilie wird aufgewertet. im Falle eines Verkaufs kann 
der/die Vermieter*in aufgrund der besseren Ausstatt ung ei-
nen höheren Preis erzielen. 

– Durch die Verbesserung der Ausstatt ung steigt die ortsüb-
liche Vergleichsmiete. Der/Die Vermieter*in kann über eine 
Grundmietenerhöhung auf Dauer seine investi ti onen für die 
Wertsteigerung des Objektes refi nanzieren. 

– Der Vermieter kann die Miete nach § 559 BGB erhöhen, also elf 
Prozent der Baukosten jährlich auf die derzeiti ge Miete zuschla-
gen und erhält trotz der Wertsteigerung und Grundmietener-
höhung eine volle Finanzierung durch den/die Mieter*in. 

die energeti sche Modernisierung
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Die Möglichkeiten der Modernisierungsmie-
terhöhungen führen dazu, dass Mieter*innen, 
teilweise ganze Bevölkerungsgruppen, ver-
drängt werden. Diese Vernichtung von be-
zahlbarem Wohnraum wird auch nicht durch 
einen verstärkten Neubau kompensiert wer-
den. Dieser deckt zum einen kaum den Zuzug 
in Ballungszentren. Zum anderen werden mit 
Neuvermietungsmieten von über acht euro 
pro Quadratmeter Besserverdienende be-
dient, nicht die Menschen, die bezahlbaren 
Wohnraum benöti gen. 

Viele Vermieter*innen sind der Auff assung, 
dass der/die Mieter*in sich die höhere Miete 
über Transferleistungen fi nanzieren lassen kann. Das ist aber 
falsch. Jobcenter und Sozialämter übernehmen zwar die tatsäch-
lichen Wohnkosten, aber nur dann, wenn diese auch angemes-
sen sind. in der Regel liegen jedoch die angemessenen Wohnko-
sten bei einfachen Wohnungen im Mitt elwert der ortsüblichen 
Vergleichsmiete. Nach Mieterhöhungen in der Folge von Mo-
dernisierungen wird diese Miete häufi g deutlich überschritt en, 
sodass die erhöhte Miete nur noch zum Teil übernommen wird. 
eine sozialrechtliche Regelung, nach der das Jobcenter jede ge-
setzlich zulässige Mieterhöhung übernehmen muss, fehlt. 

Welche mÖGlichKeiten Gibt eS?

Die Kosten der energiewende im Wohnungsbestand gehen 
derzeit nahezu ausschließlich zu lasten der Mieter*innen. Dies 

bedarf dringend einer Korrektur. 
es muss eine gerechte Verteilung dieser 
Kosten zwischen Vermieter*in, Mieter*in 
und Staat geben. Die aktuelle Rechtslage 
führt dazu, dass Modernisierungen das ge-
eignetste instrument sind, um zum einen 
sehr hohe Mieten verlangen zu können und 
zum anderen auch den Mieterbestand mit 
Durchführung der Maßnahmen vollständig 
auswechseln zu können. Gerade die großen, 
ausschließlich an der Rendite interessierten 
Vermieter*innen machen sich dieses instru-
ment zu eigen. 

Seit langem fordert der Mieter/innen-
Schutzverein Münster und Umgebung e.V. zusammen mit vielen 
anderen interessenvertreter*innen, dass der § 559 BGB – Mie-
terhöhung nach Modernisierung – komplett  abgeschafft   wird. 
eine Senkung der umlagefähigen Kosten von elf Prozent auf 
acht Prozent, wie sie derzeit diskuti ert wird, ändert nichts an 
der beschriebenen Problemati k.
Die betroff enen Mieter*innen tun sehr gut daran, sich sofort 
in Mieteriniti ati ven zusammenzutun, fachlichen Rat einzuho-
len und die Öffentlichkeit einzu-
schalten. Dies empfi ehlt sich vor 
allem, um zum einen die Zeit der 
Baumaßnahme glimpfl ich zu über-
stehen und zum anderen, um die 
Mieten bezahlbar zu halten. 

  _ T i T e l

1 Ulla Fahle, die Autorin des 
Gastbeitrags, ist Juristi n und 
arbeitet in dem Mieter/
innen-Schutzverein Münster 
und Umgebung e.V.
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E
ine Wohnung. eine Wohnung mit eigenem Mietvertrag. 
Die Möglichkeit haben, die Tür hinter sich zuzuziehen, 
Ruhe zu haben und die Welt draußen zu lassen. Das Nor-
malste von der Welt, oder?

Normalität ist dies leider für viele Menschen in Münster nicht. 
Die Zahl der Wohnungslosen in der Stadt wächst steti g. Horren-
de Mietpreise, hohe Abschlagssummen für inventar und feh-
lender Wohnraum beherrschen derzeit den Wohnungsmarkt. 
Viele Menschen haben immer weniger Zugang zum normalen 
Wohnungsmarkt, um eine eigene Bleibe zu fi nden. Mehrere 
hundert Wohnungen fallen jährlich aus der Sozialbindung der 
Stadt Münster; Wohnraum, der für viele Menschen noch be-
zahlbar wäre.

Die Alternati ve ist oft  verdeckte Wohnungslosigkeit: „Couch-
Hopping“, Unterschlupf suchen bei Freunden oder Bekannten. 
Oder es bleibt schlussendlich die Obdachlosigkeit – wohnen 
auf der Straße.

Wer „Glück“ hat, bekommt einen Platz in einer einrichtung 
der Wohnungslosenhilfe in Münster, kann dort übernachten 
oder wird länger betreut. Voraussetzung ist die Absti nenz von 
Alkohol oder anderen Drogen und die Annahme von betreu-
ender Hilfe. Dieses System zielt darauf ab, die Menschen nach 
womöglich jahrelanger Obdachlosigkeit über mehrere Stufen 
„wohnfähig“ zu machen. Sie müssen an Hilfeplänen mitwir-
ken, Aufl agen der Ämter erfüllen und Therapiebereitschaft  
zeigen. Doch was als lehrzeit für Obdachlose gedacht ist, 
entpuppt sich oft  als das genaue Gegenteil: Viele Menschen 

       
Wahrheit ist immer obdachlos. 

Sprichwort aus Dänemark

erst eine Wohnung und 

scheitern auf diesem Weg und müssen wieder zurück auf 
„los“.

Was nutzt ein solches Stufenmodell bzw. „Trainingswohnen“, 
wenn am ende der Markt keinen Wohnraum für Bedürft ige zur 
Verfügung stellt und die Menschen in den einrichtungen verhar-
ren müssen? Und: ist das Recht auf Wohnen nicht ein Grundrecht 
des Menschen? ist nicht jeder Mensch per se „wohnfähig“?

Was also tun? eigentlich ist es ganz logisch: Wer wohnungslos 
ist, soll sofort und ohne Umwege über Notunterkünft e wieder 
in eine eigene Wohnung mit eigenem Mietvertrag ziehen. Dort 
soll er oder sie von einem Team bei Bedarf und Wunsch (ist 
keine Voraussetzung!) individuell betreut werden, das ihn ganz 
konkret einzelfallbezogen unterstützt bei Themen wie Arbeits-
losigkeit, Sucht, Schulden etc.

Housing First (HF) nennt sich dieser Ansatz, man könnte das 
übersetzen mit: erst eine Wohnung und dann… Anfang der 
1990er-Jahre kam die idee dazu in New York auf, inzwischen 
gibt es überall ähnliche Projekte, auch in Deutschland. Dort, wo 
HF prakti ziert wird, ist der erfolg groß: Nach fünf Jahren leben 
noch über 90 Prozent der Vermitt elten in den Wohnungen. HF 
bringt den Menschen mehr Ruhe, mehr Normalität und eine 
höhere lebensqualität. 

Der Paritäti sche landesverband NRW e.V. macht sich auf den 
Weg. er hat ein Rahmenkonzept entwickelt, was vorsieht, im 
Verlauf von drei Jahren organisierte Träger durch eine Spende 
in die lage zu versetzen, den erwerb von Wohnungen zu fi nan-
zieren. Diese sollen laut Housing-First-Konzept an wohnungs-
lose Menschen mit komplexen Problemlagen zur Verfügung 
gestellt werden. ermöglicht wird das Projekt durch eine groß-
zügige Spende von Kunstwerken des Malers Gerhard Richter.

Auch Münster beteiligt sich. Mithilfe des Housing First Fonds 
wollen freie Träger wie zum Beispiel Dach überm Kopf e.V., 
Wohnraum kaufen, um ihn wohnungslosen Menschen zur Ver-
fügung zu stellen, die auf dem normalen Wohnungsmarkt keine 
Chance haben. in der Wohnung sollen sie erstmal ankommen, 
durchatmen – um dann in Ruhe und 
auf Wunsch mit Unterstützung alles 
Weitere anzugehen. 

Denn Wohnen sollte nicht bloß ein 
Grundrecht auf dem Papier sein.

dann...
Das Wohnkonzept „Housing First“ bringt Bewohner*innen mehr 
Ruhe, Normalität und lebensqualität
Ein Gastbeitrag von Susanne Theyssen 1 

1 Susanne Theyssen ist 
Diplom-Sozialarbeiterin und 
Mitarbeiterin des münsterschen 
Vereins Dach überm Kopf.

  _ T i T e l
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kurzzeitig vergrößert, aber ihre 
Themen blieben gleich. Sicht-
bar wurde andererseits eine er-
hebliche leistungsfähigkeit des 
Staates und der Gesellschaft, 
für die Geflüchteten kurzfristig 
Unterkünfte zu schaffen und 
Hilfe zu leisten. Wohnungslose 
und ihre Sozialarbeiter*innen 
hätten sich ebenfalls über eine 
solche Unterstützung gefreut. 
Und schließlich: Kann es sein, 
dass schon eine Wohnung zu 
haben, für viele Betroffene die 
lösung wäre? Die Wohnungs-
beschaffung und -versorgung 

selbst wieder zum Thema zu machen und das Problem nicht nur 
bei den Wohnungslosen zu suchen, greifen mehrere Beiträge auf. 
Praktische Ansätze aus der Kommunalpolitik (Karlsruhe) und aus 
der Wohlfahrt setzen auf Normal-Mietverhältnisse mit Wohnungs-
losen – neu gebaut oder im Bestand vermischt mit „normaler“ Be-
völkerung (ein Beispiel: „Housing First“).  
Arnold Voskamp

• Stefan Gillich, Rolf Keicher (Hg.), Ohne Wohnung in Deutschland, Armut, 
Migration und Wohnungslosigkeit, lambertus-Verlag, Freiburg, 2017

T i T e l  _ 

...
Wohnungslos in der Wohnungsnot

In   
Deutschland fehlen eine Million Wohnungen – Ten-
denz steigend. im Sammelband „Ohne Wohnung in 
Deutschland“ gucken Wissenschaftler*innen und 
Praktiker*innen aus verschiedenen Richtungen auf 
dieses sich stetig verschärfende Problem. 

Wohnungsnot trifft besonders einkommensarme Menschen. Aus-
maß und Zunahme von Armut – und Reichtum als ihrer Kehrseite – 
stellen mehrere Wissenschaftler*innen dar. Die Rolle des Reichtums 
in der Wohnungsfrage steht nicht in dem Buch – eine große lücke. 
Mit der Veränderung ihrer Schwerpunkte schuf die Wohnungspolitik 
vor 30, 35 Jahren beste Voraussetzungen für das investieren in Be-
tongold und vermieterfreundliches Mietrecht. Die Gemeinnützigkeit 
im Wohnungswesen wurde abgeschafft, staatliche Wohnungsgesell-
schaften an private investmentgesellschaften verkauft. Der Markt 
würde es richten, so lautete das neue Credo. 
Praktiker*innen beschreiben in dem Buch verletzliche Gruppen: 
psychisch kranke Frauen, alte wohnungslose Männer, arme arbeit-
suchende eU-Bürger*innen. Und die Strukturen der Wohnungs-
losenhilfe: Wie sehen Hilfesysteme zur Vermeidung von Obdach-
losigkeit aus? Die Unterbringung von Obdachlosen unterliegt dem 
Polizeirecht. Wie ist mit Gewalt und Rassismus in den einrichtungen 
umzugehen, wie prägt „Scham“ die Beziehung zu Klient*innen, wie 
ist Selbstorganisation zu stärken? 
Der Sommer der Migration 2015 in Deutschland ist in diesem Zu-
sammenhang unter zwei Gesichtspunkten bemerkenswert: Woh-
nungslosenhilfe war schon vorher eine große Aufgabe. Sie hat sich 
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Museen und Ausstellungen
• 13.07.: Langer Freitag im lWl-Mu-

seum für Kunst und Kultur, Dom-
platz 10; geöff net bis 22 Uhr.

• Bis 22.07.: Sofi e Knijff : „Bitt e setzen Sie 
sich“. Porträts aus Münster 1648/2018. 
Zunft saal im Haus der Niederlande, 
Alter Steinweg 6/7; Mo. bis Fr. 12 bis 18 
Uhr sowie Sa. und So. 10 bis 16 Uhr.

• 26.07. bis 26.08.: Albert Brennink: Far-
benwunder. Ölgemälde. Zunft saal im 
Haus der Niederlande; Mo. bis Fr. 12 bis 
18 Uhr sowie Sa. und So. 10 bis 16 Uhr.

• Bis 05.08.: Verortung. Ausstellung 
der hochschule der bildenden Künste 
essen. Stadtmuseum, Salzstraße 28.

• 10.08.: Langer Freitag im LWL-Museum 
für Kunst und Kultur; geöff net bis 22 Uhr.

• Bis 02.09.: Ein Grund zum Fei-
ern? Münster und der Westf ä-
lische frieden. Stadtmuseum.

• 14.09.: Langer Freitag im LWL-Museum 
für Kunst und Kultur; geöff net bis 22 Uhr.

Kultur in Münster  in Münster in Münster
 eintritt  frei

Alles umsonst, 
aber nicht vergebens

   _  S TA D T K U l T U R

• Bis 30.09.: Textur, Gewebe, Spuren. 
Abstrakte Zeichnungen und Texti l-
bilder. Kunsthaus Kannen, Münster-
Amelsbüren, Alexianerweg 9.

musik
• 06.07., 19.30 Uhr: Für Franz und Mor-

ton. Werke von Franz Schubert, Morton 
Feldman, Karl Aage Rasmussen und 
Peter Bruun. Konzert der Musikhoch-
schule. Christuskirche, Dirk-von-Mer-
veldt-Straße 47, Münster-Wolbeck.

• 08.07., 11 bis 18 Uhr: Sommer-
fest des bennohauses. Bürgerhaus 
Bennohaus, Bennostraße 5.

• 08.07., 18 Uhr: feierlicher abschluss 
der Geigengarten-Konzerte. erlö-
serkirche, Friedrichstraße 10.

• 12.07., 19.30 Uhr: Pianoforte XXXiv. 
Repräsentati ve Werke der Klaviermusik. 
Musikhochschule Münster, ludgeriplatz 1.

• 20.07., 20.30 Uhr: Damian Kett eler und 
Tobias Thomas. Bachelorabschluss-
konzert. Doppelkonzert von Pop bis 
Funk. im Triptychon, Am Hawerkamp.

Kulturtermine für Juli, August und September 2018
• 27.07., 18 Uhr: Treibgut. Songwriter‘s Finest. 

Boot vor dem Hot Jazz Club, Hafenweg 26B.
• 28.07., 18 Uhr: Treibgut. Songwriter‘s 

finest. Boot vor dem Hot Jazz Club.
• 11.08., 18 Uhr: Treibgut. Songwriter‘s 

finest. Schloßgarten Pavillon.
• 17. bis 19.08.: Münster Mitt endrin. 

Stadtf est mit viel kostenfreiem Act. 
(Achtung: Top Acts kosten Eintritt !)

• 25.08., 18 Uhr: Treibgut. Songwriter‘s 
finest. Schloßgarten Pavillon.

• 09.09., 16 Uhr: Kinderkonzert. erlöserkirche. 
• 28.09., 20 Uhr: Münster Vocal Festi -

val 2018. Eröff nungskonzert. Aula am 
Aasee, Scharnhorststraße 100.

bühne
• 15.07., 11 und 15 Uhr: „hans im Glück“. eine 

Gaunergeschichte. Kindertheater auf dem 
Gelände des Alten Zoos, Himmelreichallee 50.

• 22.07., 11 und 16 Uhr: „vom fischer und seiner 
frau“. ein stürmisches theaterstück. Kinder-
theater auf dem Gelände des Alten Zoos.

• 29.07., 11 und 16 Uhr: „Mariti me“. 
Objektt heater fast ohne Worte. Kinder-
theater auf dem Gelände des Alten Zoos.

Alle Angaben sind ohne Gewähr.



bafÖG SchlieSSt 
ALG-II-BEZUG AUS

in unserer vorigen Ausgabe hatt en wir be-
richtet, dass Menschen in Ausbildung, die 
BAföG erhalten, unter Umständen Anspruch 
auf Hartz-iV-leistungen haben. Dies trifft 
auch zu, wenn es sich um Schüler*innen oder 
lehrlinge handelt. Studierende hingegen 
können kein Arbeitslosengeld ii beziehen.

berichtiGunG
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rufl iche Qualifi zierung werben. Die Bundesre-
gierung könnte dafür mehr Geld zur Verfügung 
stellen und aufh ören den Unsinn zu verbreiten, 
geplante eingliederungsmitt el würden in Ver-
waltungskosten der Jobcenter umgewandelt. 

Quelle: www.o-ton-arbeitsmarkt.de, newsletter 

04/2018

einGliederunGSmaSSnahmen von 
Jobcentern Sind oft nicht GeeiGnet

Der Bundesrechnungshof hat in Sti chproben 
untersucht, wie Jobcenter den Teilnehmer*in-
nen Bildungsmaßnahmen zuweisen. Unter 617 
Teilnehmenden in 35 Kursen waren demnach 
182 nicht mit einer auf den einzelfall bezoge-
nen eingliederungsstrategie abgestimmt. in 
212 Fällen seien die Arbeitslosen nicht ausrei-
chend über den Zweck der Maßnahme infor-
miert worden. Drei von zehn Teilnehmenden 
hätt en vorher bereits eine oder mehrere ver-
gleichbare Maßnahmen absolviert (nach htt -
ps://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/hartz-
iv-empfaenger-jobcenter-stecken-klienten-in-
kurse-um-eigene-ziele-zu-erreichen/2111 
2464.html, 26.03.2018). Der Bundesrech-
nungshof kriti sierte, die Mengen der angebo-
tenen Teilnahmeplätze richteten sich weniger 

nach einem nachprüfb ar 
festgestellten Bedarf, 
sondern nach den Vor-
gaben für die Ausschrei-
bungsverfahren für den 
einkauf dieser Maß-
nahmen. in der Folge 
müssten die Jobcenter 
die vorgegebene Menge 
an Plätzen bezahlen, 
dann würden die bezahl-
ten Plätze auch besetzt 
werden – im Zweifel 
durch Androhung von 
Sanktionen. O-Ton-Ar-
beitsmarkt empfiehlt 
zum einen mehr Trans-

parenz darüber, wie der Bedarf an eingliede-
rungsmaßnahmen ermittelt wird. „Weiterhin 
könnte eine Abschaff ung von Sankti onsandro-
hungen bei der Zuweisung die Auswahl pass-
genauer Maßnahmen erleichtern.“ 

Quelle: www.o-ton-arbeitsmarkt.de, 

newsletter 04/2018 

WaS tun fÜr eine PaSSende 
fortbildunG vom Jobcenter?

Überlegen Sie, bevor Sie zum Jobcoach gehen: 
Was passt für Sie? Wo sehen Sie Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt? Gut ist, wenn Sie mit einem Betrieb 
oder einer Weiterbildungseinrichtung über ihre 
Wünsche gesprochen haben. Schreiben Sie sich 
auf, was für ihre eigenen ideen spricht.

Fortbildung und andere Maßnahmen für Arbeitslose
arbeitSaGenturen fÖrdern 
StÄrKer alS Jobcenter

Arbeitslose haben seit den Hartz-Reformen mit 
zwei verschiedenen Arbeitsämtern zu tun, die 
sie unterschiedlich behandeln: 
1. Die Arbeitsagentur, die nach dem Sozialge-
setzbuch (SGB) iii für das Arbeitslosengeld i (Alg 
i) zuständig ist – das ist die Arbeitslosenversi-
cherung –, und 
2. das Jobcenter nach SGB ii mit Arbeitslosen-
geld ii (Alg ii) bzw. Hartz iV. Das ist für leute oh-
ne Anspruch auf Arbeitslosengeld aus der Ar-
beitslosenversicherung, zum Beispiel langzeit-
arbeitslose, zuständig. Dies trifft   inzwischen auf 
die weitaus größere Gruppe aller Arbeitslosen 
zu, in Münster etwa 70 Prozent. 
Neben den Arbeitslosen kennt das Jobcenter 
weitere erwerbsfähige leistungsbezieher*in-
nen. Das sind alle leistungsbezieher, die eigent-
lich arbeiten können. Noch mehr als diese Ar-
beitslosen werden als nicht arbeitslos gezählt. 
Sie haben beispielsweise einen gering bezahl-
ten Job von 15 Stunden oder mehr, sie haben 
Kinder zu betreuen, oder gelten nicht als ar-
beitslos, weil sie gerade krank sind oder eine 
Weiterbildung machen oder weil sie über 58 
Jahre oder schon sehr lange arbeitslos sind. 

Nehmen Sie eine Freundin oder einen Be-
kannten mit, denn der Jobcoach muss einen 
„Beistand“ erlauben. Sprechen Sie vor dem 
Termin durch, was Sie wollen und was nicht 
passt. ihre Begleitung darf auch für Sie nachfra-
gen. 
Prüfen Sie, ob die vorgeschlagenen Maßnahmen 
wirklich für ihre persönliche eingliederung pas-
sen. Finden Sie ihre Vorstellungen darin wieder? 
Sind Sie ausreichend über die Maßnahme infor-
miert worden? Haben Sie in der Vergangenheit 
schon mal eine gleiche oder ähnliche Maßnah-
me mitgemacht, ohne dass sie die erwünschte 
eingliederung gebracht hat? legt der Jobcoach 
ihnen eine eingliederungsvereinbarung vor, 
dann bitt en Sie um Bedenkzeit, bevor Sie unter-
schreiben. Sie erfahren keine Nachteile, wenn 
Sie ihre Unterschrift  nicht geben. lassen Sie sich 
bei Bedarf weitergehend beraten.  

Arnold Voskamp (cuba-Arbeitslosenberatung)

länger arbeitslos könnte bewirken, es gibt 
mehr Förderung zum berufl ichen einsti eg. Das 
ist jedoch nicht der Fall. Wie das Diagramm (si-
ehe Abbildung) veranschaulicht, fördert das 
Jobcenter seine Arbeitslosen (mittlere linie) 
mehr als die Agentur für Arbeit die ihren (obere 
linie). Wenn man alle erwerbsfähigen einbe-
zieht, dann fällt die Benachteiligung der Antrag-
steller im Jobcenter noch deutlicher aus (untere 
linie). Regelmäßig wird beklagt, Ungelernte 
seien viel stärker von Arbeitslosigkeit betroff en 
und stellten den größten Anteil im Jobcenter. 
Genauso regelmäßig hören wir vom Fachkräf-
temangel in der deutschen Wirtschaft . es gibt al-
so Spielraum zum Handeln. Die Jobcenter und 
das Bundesarbeitsministerium könnten für be-
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daS lohnanStandSGebot
MINDESTLOHN ERHÖHT, 
aber nicht hoch GenuG 

Die letzten Monate waren geprägt von 
Diskussionen, ob der Hartz-iV-Satz zu 
hoch oder hoch genug festgelegt 
sei. Die Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung (FAZ) hatt e gefor-
dert, dass genug Abstand 
zwischen Sozialleistun-
gen und lohn sein müs-
s e.  Fa l s c he B erec h -
nungen wurden heran-
gezogen, um einen nied-
rigen Hartz-iV-Satz zu rechtf erti -
gen. Das lohnabstandsgebot wurde wieder-
belebt. Man kann das Ganze jedoch auch an-
ders herum betrachten, mit Anstand: statt  
lohnabstandsgebot ein lohnanstandsgebot 
fordern. Nicht nur über Hartz iV, auch über 
den lohn ist zu reden, gerade wenn er nied-
rig daherkommt.
3771 euro brutt o im Monat verdienten sozi-
alversicherte Beschäftigte 2016 durch-
schnitt lich in einem Vollzeitjob. Dabei liegen 

KurzmeldungenKurzmeldungen
& tipps
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zwei Drittel der löhne unter dem Durch-
schnitt, ein Drittel der Verdienenden wird 

deutlich mehr als den Durchschnitt  verdie-
nen, um das auszugleichen. 18 Prozent 
der Vollzeitbeschäftigten bezogen ein 
einkommen bis 2000 euro, besonders 

viele in Ostdeutschland, aber auch 15 
Prozent der Beschäft igten in NRW (Ant-
wort der Bundesregierung auf die Klei-
ne Anfrage der linken, Bundestags-

Drucksache 19/1762 vom 25. April 
2018). 2000 euro brutt o erge-
ben knapp 1400 euro nett o für 
Singles und bis etwa 1600 euro 

für Verheiratete mit Kind in der 
Steuerklasse iii. Wer sein leben 
lang ohne Beitragslücken in die-
sem lohnbereich arbeitet, hat 

sich einen Rentenanspruch von 
919 euro erworben – brutt o wohlge-

merkt. Nett o hat er (oder zutreff ender sie, 
denn zu Niedriglohn sind meist Frauen be-
schäft igt) etwa 820 euro Rente im Monat. 
2000 euro brutt o im Monat entsprechen bei 
40 Arbeitsstunden in der Woche und 4,33 
Wochen pro Monat einem Stundenlohn von 

aber nicht hoch GenuG 
Die letzten Monate waren geprägt von 
Diskussionen, ob der Hartz-iV-Satz zu 
hoch oder hoch genug festgelegt 
sei. Die Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung (FAZ) hatt e gefor-
dert, dass genug Abstand 

gezogen, um einen nied-
rigen Hartz-iV-Satz zu rechtf erti -
gen. Das lohnabstandsgebot wurde wieder-
belebt. Man kann das Ganze jedoch auch an-
ders herum betrachten, mit Anstand: statt  
lohnabstandsgebot ein lohnanstandsgebot 

deutlich mehr als den Durchschnitt  verdie-
nen, um das auszugleichen. 18 Prozent 
der Vollzeitbeschäftigten bezogen ein 
einkommen bis 2000 euro, besonders 

viele in Ostdeutschland, aber auch 15 
Prozent der Beschäft igten in NRW (Ant-
wort der Bundesregierung auf die Klei-
ne Anfrage der linken, Bundestags-

Drucksache 19/1762 vom 25. April 

für Verheiratete mit Kind in der 
Steuerklasse iii. Wer sein leben 
lang ohne Beitragslücken in die-
sem lohnbereich arbeitet, hat 

sich einen Rentenanspruch von 
919 euro erworben – brutt o wohlge-

11,55 euro. Das sind 30 Prozent mehr als der 
derzeiti ge Mindestlohn von 8,84 euro. Wie 
hoch muss der Stundenlohn sein, damit al-
leinstehende Vollzeitbeschäftigte oberhalb 
der Hartz-iV-Grenzen liegen? in Münster sind 
es 10,51 euro.  avo
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SPd Will SanKtionen fÜr JunGe 
ALG-II-BEZIEHER*INNEN ABMILDERN

Die SPD hält eine entschärfung der Hartz-iV-
Sankti onen für junge Menschen (Wir berichte-

ten, die Redakti on) für geboten. Grundsätzlich 
will die Partei aber – wie auch die Union – daran 
festhalten, dass die Bezüge gekürzt werden, 
wenn Hartz-iV-Bezieher etwa Termine im Job-
center nicht wahrnehmen. „Verschärft e Sankti -
onen für junge Menschen sind keinesfalls sinn-
voll, aber eine generelle Abschaff ung von Sank-
ti onen halte ich für schwierig“, sagte SPD-Frakti -
onschefi n Andrea Nahles der „Frankfurter Rund-
schau“ (12. April 2018). Sie wolle aber am Prinzip 
„Fordern und Fördern“ festhalten. Unionsfrakti -
onsvize Hermann Gröhe (CDU) betonte: „Wir 
halten an den Sankti onen im SGB ii fest.“

https://rsw.beck.de/aktuell/meldung/spd-fuer-
mildere-hartz-iv-sanktionen-fuer-junge-menschen

ALG I BEI STUDIUM: FACHLICHE WEI-
SunG der bundeSarbeitSaGentur

Bei Studenten ist grundsätzlich davon auszuge-
hen, dass sie nur versicherungsfreie Beschäft i-
gungen ausüben können (§ 139 Abs. 2 SGB iii). 
Damit können sie kein Arbeitslosengeld erhal-
ten. Dies kann widerlegt werden. Die Bundesan-
stalt für Arbeit (BA) hat in ihren Fachlichen Hin-
weisen zu § 139 SGB iii (vom 20. April 2017) aus-
geführt, dass die Verfügbarkeit von Studieren-
den für Arbeitslosengeld auch bei reduzierter 
wöchentlicher Stundenzahl der Vorlesungen 
bzw. Seminare auf unter 50 Prozent der Regel-

stundenzahl oder während eines Urlaubsseme-
sters bestehen kann (FH 139.2). Die Weisung ist 
unter folgendem link nachzulesen: htt ps://ti -
nyurl.com/yawwtn5x

Mitteilung siehe https://tacheles-sozialhilfe.de

bildunGSSchecK nrW: 
WeiterbildunGSfÖrderunG 
fÜr beSchÄftiGte

Der Bildungsscheck NRW unterstützt mit eU-
Mitt eln die berufl iche Weiterbildung in kleinen 
und mitt leren Unternehmen. Die landesregie-
rung baut das Förderangebot seit April 2018 
aus, der Zugang wird fl exibler. 
Was bleibt unverändert beim 
Bildungsscheck NRW?
- Die Kosten werden bis zur Hälft e gefördert, die 

maximale Förderhöhe bleibt bei € 500,-. nach 

N i C H T  S P e R R i G  _ 

lebenSmittel nicht voreiliG in die mÜlltonne Geben
Häufi g wird bedenkenlos entsorgt, was nur für verdorben gehalten wird. 
Das Mindesthaltbarkeitsdatum ist kein Wegwerfdatum. es zeigt lediglich 
an, wie lange ein Produkt mindestens seine typische Farbe und Konsistenz 
behält. Danach kann das Produkt noch lange genießbar sein. Grundsätzlich 
gilt: Was gut schmeckt, gut riecht und gut aussieht, ist in aller Regel nicht ver-
dorben. Anders beim Verbrauchsdatum, das auf rohem Fisch, Hackfl eisch oder 
Frischgefl ügel angegeben ist. ist dieses Datum überschritt en, sollte das Produkt nicht 
mehr verzehrt sondern richti g entsorgt werden.

Weitere Infos bei der Umweltberatung im Stadtwerke CityShop, 
Salzstraße 21 (Mo 14-19, Di, Mi, Do 10-13 und 3. Sa im Monat 11-17 Uhr; 
Tel. (0251) 492 67 67) oder online: www.stadt-muenster.de/umwelt

gilt: Was gut schmeckt, gut riecht und gut aussieht, ist in aller Regel nicht ver-
dorben. Anders beim Verbrauchsdatum, das auf rohem Fisch, Hackfl eisch oder 

   Umwelt

der städti schen

 Umweltberatung   

     münster

einer Beratung in einer Bildungsscheckbera-
tungsstelle (in Münster VHS, Wirtschaft sför-
derung, Handwerkskammer, iHK.

- Die Beschäft igten müssen in Nordrhein-West-
falen wohnen oder arbeiten, der Arbeitgeber 
(Betrieb) darf i.d.R. höchstens 249 Beschäf-
ti gte haben. 

- es gibt zwei Zugänge: den individuellen Zugang 
und den betrieblichen Zugang.

Was ist neu?
- Die Gesamtf ördersumme steigt deutlich an.
- Beschäft igte und Berufsrückkehrende können 

jährlich einen individuellen Bildungsscheck er-
halten (bisher alle zwei Jahre). 

- Auch Selbstständige können ab jetzt einen Bil-
dungsscheck für ihre Weiterbildung erhalten. 

- Die Obergrenze für das zu versteuernde Jah-
reseinkommen steigt, sie darf für Singles in der 
Regel 40.000 euro nicht überschreiten (bisher 

Umwelt

der städti schenT ipp
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30.000 euro), bei gemeinsamer Veranlagung 
das Doppelte.

- Betriebe mit bis zu 249 Beschäft igten können 
im betrieblichen Zugang jährlich bis zu zehn 
Bildungsschecks für die Weiterbildung ihrer 
Mitarbeiter*innen erhalten (bisher alle zwei 
Jahre).

-  es werden weitere Formen der Weiterbildung 
gefördert wie etwa onlinebasierte Fortbil-
dungen (zum Beispiel Webbinare) und e-lear-
ning sowie innerbetriebliche Seminare (in-
house-Seminare).
(nach https://www.mags.nrw/bildungsscheck) 

Im Auft rag des Königs: das Jobcenter
arbeitSloSe beKommen JetZt viel mehr verantWortunG

Der neue Bundesarbeitsminister Hubertus Heil macht Nägel mit Köpfen. Die Reform der 
Arbeitslosenämter geht weiter, die Dienstleistungsfunkti on soll weiter gestärkt werden. 
Mit der Hartz-Reform waren Arbeitslose zu „Kundinnen“ und „Kunden“ geworden. Man 
weiß, der Kunde ist König. Vermitt ler werden zu Jobcoaches. Arbeitslose werden nicht 
mehr vermitt elt, sie werden akti v. Da kann der Arbeitsmarkt machen, was er will. Der Job-
coach coacht die leute, dass sie noch akti ver werden und selbst eine Arbeit suchen. 
Nun geht es einen weiteren großen Schritt  vorwärts. Der „Antrag“ soll nach den Plänen 
des Ministers zum „Auft rag“ werden: „Antrag hat im Wortlaut den Charakter von Bitt e-
Bitt e. Antrag klingt unwürdig, unterwürfi g, passiv. Mir fehlt der akti ve Teil. Wir wollen 
den akti ven Kunden, den Arbeitsbürger, der seine Sachen in die Hand nimmt und sagt, 
wo es lang geht. er kriegt die Verantwortung, er gibt den Auft rag.“ Demnächst soll es da-
hin gehen, dass die Kund*innen ihren Antrag selbst bearbeiten. An Automaten unten im 
Jobcenter sollen sie elektronisch die Hartz-iV- Zahlung in Auft rag geben, später sogar zu 
Hause am eigenen PC.
Bis hierhin war es Sati re, ab jetzt ist es keine Sati re mehr: Die Arbeitsagentur macht es 
vor, dort stellen die Arbeitslosen ihre Anträge auf Arbeitslosengeld inzwischen elektro-
nisch – mit individuellem Zugang und Passwort. Wenn irgendetwas nicht passt, nimmt 
der Agenturcomputer den Antrag nicht an. Wer damit nicht klarkommt, wer zu Hause 
an seinem laptop verzweifelt, hat dann keinen Anspruch auf leistungen. es geht schließ-
lich um den/die akti ve(n), den leistungsfähige(n) Arbeitsbürger*in.  avo

arbeitSloSe beKommen JetZt viel mehr verantWortunG
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Wir beraten Sie im Stadtwerke CITYSHOP
Salzstraße 21, 48143 Münster
umwelt@stadt-muenster.de
www.stadt-muenster.de/umwelt

Beratungszeiten:  
Mo  14 - 19 Uhr
Di, Mi, Do  10 - 13 Uhr 
3. Sa/Monat  11 - 17 Uhr

                             Klima schützen
                            Nachhaltig Konsumieren
                                Strom- und Wassersparen 
                                    Schimmelpilze - was tun?
                                              Umweltverträglich Renovieren
                                           Wohngifte, Luftbelastung, Lärm   
                                      Richtiges Heizen und Lüften                                                        
                                  Natur- und Artenschutz    
                             Grün in der Stadt 

   

bundeSrat fÜr entlaStunG 
der SoZialGerichte

Der Bundesrat möchte die Verfahren der So-
zialgerichte beschleunigen, um insbesondere 
für einen schnelleren Abbau der hohen Fall-
zahlen bei den Hartz-iV-Klagen zu sorgen. in 
einem am 2. Februar 2018 beschlossenen Ge-
setzentwurf (BR-Drs. 29/18) schlägt er dem 
Bundestag Vereinfachungen vor allem im Pro-
zessrecht vor. Unter anderem sollen nach den 
Vorstellungen der länder mehr einzelrichter 
ohne Mitwirkung ehrenamtlicher Beisitzer 
entscheiden, so wie dies bereits in verwal-
tungs- oder finanzgerichtlichen Verfahren 
möglich ist. Kläger sollen künft ig selbst be-
sti mmen können, in welchem Umfang die So-
zialgerichte behördliche Verwaltungsakte 
überprüfen. So wären zum Beispiel Beschrän-
kungen auf besti mmte Teile eines leistungs-
bescheids für einen Hartz-iV-empfänger mög-
lich, sofern alle Beteiligte sich einig sind. Bis-
lang müssten die Sozialgerichte einen ange-
griff enen Bescheid vollumfänglich unter je-
dem rechtlichen Gesichtspunkt überprüfen, 

VERBOT MEHRFACHER SACHGRUND-
loSer befriStunG GrundSÄtZlich 
verfaSSunGSGemÄSS 

Das Verbot der mehrfachen sachgrundlosen 
Befristung in § 14 Abs. 2 S. 2 Teilzeit- und Befri-
stungsgesetz (TzBfG) ist grundsätzlich verfas-
sungskonform, da es dazu dient, die strukturell 
unterlegenen Arbeitnehmer vor Kett enbefri-
stungen zu schützen und das unbefristete Ar-
beitsverhältnis als Regelbeschäft igungsform zu 
sichern. Dies hat das Bundesverfassungsge-
richt mit Beschluss vom 6. Juni 2018 entschie-
den. im einzelfall könne sich das Verbot aller-
dings als unzumutbar erweisen. Die Fachge-
richte müssten es dann einschränken.

Bundesverfassungsgericht vom 06.06.2018 - 
Az.: 1 BvL 7/14 und 1 BvR 1375/14, BeckRS 2018

arbeitSloSenGeld bei 
WeiterbildunG

Während der Teilnahme an einer geförderten 
Weiterbildungsmaßnahme kann die Arbeitsa-
gentur Arbeitslosen das sogenannte Arbeitslo-
sengeld bei Weiterbildung bezahlen. Wenn 
zeitnah auf die Unterrichtsphase eine zur Maß-
nahme zählende Prüfung folgt, dann muss die-
ses Arbeitslosengeld bei Weiterbildung auch 
bis zum ende der Prüfung gezahlt werden. es ist 
rechtswidrig, es auf die reine Unterrichtsphase 
zu begrenzen.

Bundessozialgericht vom 03.05.2018 - 
B 11 AL 6/17 R, Mitteilung des Gerichts

SPERRZEIT BEI MEHREREN GLEICH-
ZeitiGen arbeitSablehnunGen

Übergibt ein Vermitt ler mehrere Arbeitsange-
bote gleichzeiti g, dann gilt das als ein einziger 
Vermittlungsvorgang. Folglich kann ein Ar-
beitsloser nur mit einer Sperrzeit belangt wer-
den, wenn er überhaupt keinen Kontakt zu den 
Arbeitgebern aufnimmt. Auch wenn der Ver-
mitt ler zwei Arbeitsangebote persönlich über-
reicht und den dritt en am folgenden Tag zu-
schickt, ist ein Zusammenhang gegeben, der 

nur eine einzige Sperrzeit rechtf erti gt. 
Bundessozialgericht vom 03.05.2018 - 
B 11 AL 2/17 R, Mitteilung des Gerichts

GerinGere freibetrÄGe 
bei SoZialhilfe 

in der Sozialhilfe gelten geringere Freibeträge 
bei einkommen aus erwerbstäti gkeit als im Ar-
beitslosengeld ii. Geht eine Alg-ii-Bezieherin mit 
einem kleinen Nebeneinkommen in die Rente, 
dann hat sie einen geringeren Freibetrag, ihr 
wird mehr abgezogen als beim Alg ii. Das ist vom 
Gesetzgeber so gewollt und rechtens. 

Bundessozialgericht vom 25.04.2018 - 
B 8 SO 24/16 R, Mitteilung des Gerichts

rÜcKforderunG von alG ii bei 
nicht anGeGebenem vermÖGen

Wer wegen eines vorhandenen Vermögens kei-
nen Anspruch auf leistungen des Jobcenters 
hatt e, muss das unberechti gt erhaltene Alg ii 
(Hartz iV) einschließlich der Beiträge für die 

urteile

auch wenn der Betroff ene sich nur gegen ei-
nen Teilbereich wie die Kosten der Unterkunft  
oder die Höhe des Arbeitslosengeldes wen-
det, so der Bundesrat.
Vereinfachungen will der Bundesrat auch im 
Berufungsverfahren erreichen: Die landesso-
zialgerichte sollen künft ig über eine Berufung 
gegen das ersti nstanzliche Urteil ohne münd-
liche Verhandlung entscheiden dürfen. Vo-
raussetzung soll sein, dass die Berufungsge-
richte ihren Beschluss einsti mmig fällen. Auch 
dies sei bei Finanz- und Zivilgerichten schon 
derzeit möglich. 
Der Gesetzentwurf entspricht laut Bundesrat 
wortgleich einer bereits 2016 beschlossenen 
Bundesratsiniti ati ve (BR-Drs. 184/16 (B)), die 
der Bundestag vor der Wahl nicht mehr ab-
schließend beraten hatt e und die daher der 
Diskonti nuität unterfi el. Der Bundesrat starte 
nun einen neuen Versuch. Der entwurf wird 
zunächst der Bundesregierung zugeleitet, die 
innerhalb von sechs Wochen dazu Stellung 
nehmen kann. Anschließend legt sie beide 
Texte dem neuen Bundestag zur entschei-
dung vor.  

BeckRS 2018
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Kranken- und Pfl egeversicherung zurückzah-
len. Die Pflicht zur Rückzahlung gilt für alle 
Zeiträume, in denen das Vermögen oberhalb 
der Grenze für nicht verwertbare Vermögen 
liegt. Die Gesamtsumme der Rückforderung 
darf bei langen Bezugszeiten auch sogar ober-
halb des vorhandenen Vermögens liegen. Nur 
im Rahmen einer Härtefallprüfung kann das 
Jobcenter entscheiden, dass es auf einen Teil 
der Rückzahlung verzichtet.

Bundessozialgericht - B 4 AS 29/17 R vom 
25.04.2018, Mitteilung des Gerichts

LSG GEWÄHRT BEFÖRDERUNGS-
KoSten Zu entfernterer Schule: 
oberSchule iSt nicht Gleich 
GymnaSium

Die Kosten für die Schülerbeförderung von 
Hartz-iV-empfängern in Bremen sind von der 
Stadtgemeinde zu tragen. Dies gilt laut landes-
sozialgericht Niedersachsen-Bremen auch 
dann, wenn die vom Schüler besuchte Schule 
nicht die nächstgelegene ist, aber deren Bil-
dungsgang von dem der näheren abweicht. im 
zugrundeliegenden Fall hatt e der Schüler ein 
Gymnasium besucht und war von der Stadtge-

meinde auf eine näher zu sei-
nem Wohnort gelegene Ober-
schule verwiesen worden.

Landessozialgericht Niedersach-
sen-Bremen vom 09.03.2018 - 
Az.: L 15 AS 69/15, BeckRS

brillenreParatur vom Jobcenter 
oder SoZialamt

Für eine Brillenreparatur fi ndet sich in der Re-
gelsatzaufstellung keine Positi on. Die Kosten 
für ein zerbrochenes Glas oder eine defekte 
Fassung sind jedoch als zusätzlicher Bedarf 
vom Jobcenter als Zuschuss zu bewilligen. 

Bundessozialgericht B 14 AS 4/17 R vom 25.10. 2017, 
nach http://tacheles-sozialhilfe.de/startseite/
aktuelles/d/n/2339/

hauShaltSGrÖSSe und
mietoberGrenZe

Welche Mietobergrenze gilt, wenn das Kind ei-
ner Alleinerziehenden durch eigene einkommen 
nicht mehr bedürft ig ist und aus der Bedarfsge-
meinschaft  herausfällt? Beziehen in einem Haus-
halt nicht alle Mitglieder leistungen des Jobcen-
ters, dann gilt nicht die Mietobergrenze für alle 

   _  A l l e S  W A S  R e C H T  i S T
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Personen des Gesamthaushalts. Vielmehr sind 
die Pro-Kopf-Anteile derer herauszurechnen, 
die nicht zur Bedarfsgemeinschaft  gehören. Die 
danach verbleibenden Kosten der Unterkunft  
der Bedarfsgemeinschaft  sind an der Mietober-
grenze zu messen, die für die bedürft ige Perso-
nenzahl festgelegt ist. Das kann sich für kleinere 
Haushalte positi v auswirken. 

Bundessozialgericht vom 25.04.2018 - B 14 AS 
14/17 R, nach www.sozialrecht-justament.de, 
Mai 2018 
(Anmerkung der Redakti on: Die Anwendung dieser Ent-
scheidung kann besonders für Alleinerziehende vorteil-
haft  sein, sie ist aber etwas kompliziert. Hierauf geht das 
SOZIALRECHT-JUSTAMENT Mai 2018 näher ein. Fragen 
Sie im Zweifel eine kompetente Beratungsstelle.)

KÜnStler muSS Sich PreiSGeld 
AUF HARTZ-IV-LEISTUNGEN 
anrechnen laSSen

Geld, das aus dem Gewinn eines Kunstprei-
ses resulti ert, stellt sozialrechtlich relevantes 

Foto: Agneta Becker
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einkommen dar, das auf leistungen nach dem 
SGB ii anzurechnen ist. Dies hat das Sozialge-
richt Mainz mit Urteil vom 09.06.2017 ent-
schieden (Az.: S 15 AS 148/16). in einem sol-
chen Fall liege auch keine grobe Unbilligkeit 
vor, da es sich nicht um eine besondere ehren-
gabe handele.

Sozialgericht Mainz vom 09.06.2017 - 
Az.: S 15 AS 148/16, BeckRS 2017

HARTZ-IV-EMPFÄNGERIN DARF KEIN 
vermÖGen „fÜr Schlechte Zeiten“ 
verheimlichen

Wer über Vermögen verfügt, das die rele-
vanten Freibeträge der Grundsicherung für Ar-

langt. Das hat das landessozialgericht Baden-
Württ emberg entschieden und eine Hartz-iV 
empfängerin dazu verurteilt, an das Jobcenter 
16.500 euro zurückzuzahlen.

Landessozialgericht Baden-Württemberg vom 
23.03.2017 - Az.: L 7 AS 758/13, BeckRS 2017

Jobcenter muSS unterhaltStitel 
nicht unGePrÜft Übernehmen

Behörden und Sozialgerichte müssen Unter-
haltstitel nicht ungeprüft übernehmen, 
wenn diese off ensichtlich nicht den gesetz-
lichen Unterhaltspfl ichten entsprechen. Dies 
hat das landessozialgericht Niedersachsen-
Bremen mit einem jüngst veröffentlichten 

SG dreSden moniert rechtSWidriGe 
decKelunG der unterKunftSKoSten 
FÜR HARTZ-IV-EMPFÄNGER 
in ZWei landKreiSen

Die Deckelung der Unterkunft skosten für Hartz-
iV-empfänger in den landkreisen Görlitz und 
Sächsische Schweiz-Osterzgebirge ist rechtswid-
rig und damit unwirksam. Denn die Konzepte der 
landkreise seien nicht schlüssig im Sinn der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, be-
gründet das Sozialgericht Dresden seine Urteile 
vom 19.01.2017 und vom 08.05.2017- Az.: S 45 
AS 380/16, BeckRS 2017, 113049, und S 20 AS 
3514/14, beide nicht rechtskräft ig.

Sozialgericht Dresden vom 19.01.2017 und 
08.05.2017- Az.: S 45 AS 
380/16, BeckRS 2017, 113049, 
und S 20 AS 3514/14 
(beide nicht rechtskräftig), 

BeckRS 2017
Jobcenter muSS KoSten fÜr SchulbÜcher 
ALS MEHRBEDARFS-LEISTUNGEN ÜBERNEHMEN

Wie das landessozialgericht Niedersachsen-Bremen erst-
mals obergerichtlich entschieden hat, muss das Jobcenter 
die Kosten für Schulbücher als Mehrbedarfsleistungen 
übernehmen. Die Richter sahen diese Kosten nicht ausrei-
chend abgedeckt.

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen vom 11.12.2017 - 
Az.: L 11 AS 349/17, BeckRS 2018

beitsuchende übersteigt, muss dieses angeben 
und vorrangig zur Sicherung des lebensunter-
halts verwenden. Wer relevantes Vermögen 
verheimlicht, muss damit rechnen, dass das 
Jobcenter nachträglich leistungen zurückver-

Urteil entschieden. Der Senat hat die Revisi-
on zum Bundessozialgericht allerdings wegen 
grundsätzlicher Bedeutung zugelassen.

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen vom 
17.04.2018 - Az.: L 11 AS 1373/14, BeckRS 2018

Jobcenter Kann 
unmittelbaren 
RÜCKFORDERUNGS-
anSPruch GeGen 
vermieter haben

ein Jobcenter, das im Rah-
men von Sozialleistungen 
Mietzahlungen auf Antrag 

des leistungsberechti gten unmitt elbar an den 
Vermieter überweist, hat im Fall versehentlich 
über das ende des Mietverhältnisses hinaus ge-
zahlter Mieten einen direkten Rückforderungs-
anspruch aus Nichtleistungskondikti on gegen-
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über dem Vermieter, wenn dieser bei erhalt des 
Geldes wusste, dass ihm die Miete wegen der 
Beendigung des Vertrags nicht mehr zusteht. 
Dies hat der Bundesgerichtshof ende Januar 
per Urteil entschieden.

Bundesgerichtshof vom 31.01.2018 - 
Az.: VIII ZR 39/17, BeckRS 2018

KINDERGELD KANN AUS-
NAHMSWEISE VORRAN-
GiG GroSSeltern Statt 
eltern ZuStehen

Großeltern können für ihr en-
kelkind auch dann Kindergeld 
erhalten, wenn Mutter und 
Kind zwar aus dem gemein-
samen Haushal t  mi t  den 
Großeltern ausziehen, das 
Kind aber tatsächlich über-
wiegend nach wie vor im 
Haushalt der Großeltern be-
treut und versorgt wird. Dies 
hat das Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz entschieden. Be-
gründung: Bei mehrfachen Haushaltsaufnah-
men gebe es keinen vorrangigen Kinder-
geldanspruch der leiblichen eltern.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz vom 29.08.2017 - 
Az.: 4 K 2296/15, https://rsw.beck.de/aktuell/
meldung/fg-rheinland-pfalz-kindergeld-kann-
ausnahmsweise-vorrangig-grosseltern-statt-
eltern-zustehen

PfleGebedÜrftiGen beamten 
dÜrfen  ZuSchÜSSe fÜr von 
PfleGeheimen berechnete 
INVESTITIONS-KOSTEN NICHT 
GeStrichen Werden

Pflegebedürftige Beamte haben ein Recht 
auf Zuschüsse für die sogenannten investi ti -
onskosten, die ihnen stati onäre Pfl egeheime 
in Rechnung stellen. Dass das nordrhein-
westfälische Finanzministerium diese Zu-
schüsse für die Jahre 2013 bis 2016 aus dem 
Katalog der Beihilfenverordnung herausge-
nommen und die Beamten auf Pfl egewohn-
geld verwiesen hat, sei rechtswidrig, hat das 
Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westf a-
len in Münster entschieden. Über das Urteil 

vom 07.09.2017 (Az.: 1 A 2241/15) berichtete 
am 10.09.2017 die Hotstegs Rechtsanwaltsge-
sellschaft .

Oberverwaltungsgericht NRW vom 07.09.2017 - 
Az.: 1 A 2241/15, (Bericht der Hotstegs Rechtsan-
waltsgesellschaft vom 10.09.2017)
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